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4 5Frauen- und Kinderschutzhaus Freiburg e.V. Grußwort

Sehr geehrte Damen und Herren,

ich heiße Sie im Historischen Kaufhaus zur heutigen interdiszi-
plinären Fachtagung „Ältere Menschen und häusliche Gewalt 
– Psychologische, medizinische und rechtliche Erkenntnisse zu 
Partnerschaft und Pflege“ herzlich willkommen. 

Das heutige Thema wird aus zwei Perspektiven betrachtet wer-
den: zum einen geht es um oft jahrzehntelange Gewaltbezie-
hungen älterer Paare, die in den unterstützenden Institutionen seit einiger Zeit vermehrt um 
Hilfe bitten; zum anderen werden Erkenntnisse  zum Thema Gewalt in der Pflege auch im 
häuslichen Bereich vorgestellt.  Diese kann auftreten, wenn die Pflegenden über ihre physi-
schen und seelischen Grenzen hinaus belastet werden. Wir wissen, dass gerade auch in der 
häuslichen Pflege rechtzeitige Hilfe und Unterstützung erforderlich sind, um als Pflegende 
nicht die eigene Belastungsgrenze zu überschreiten.

Heute soll Beides in den Blick genommen werden. Wir wollen die Probleme darstellen, nicht 
urteilen oder verurteilen, sondern sensibilisieren, auf Hilfs- und Unterstützungsmöglichkeiten 
in Freiburg hinweisen und über Institutionen informieren, die in diesem Bereich Beratung 
anbieten. In diesem Sinne bedanke ich mich bei allen Institutionen, die im Anschluss an die 
Vorträge bei der Postersession ihre Arbeit vorstellen und für Gespräche zur Verfügung stehen 
werden.

Die heutige Veranstaltung soll Gelegenheit für gute und angeregte Gespräche bieten und zur 
Verbesserung der Vernetzung der beteiligten Einrichtungen beitragen.

Dr. Ellen Breckwoldt
Vorsitzende des Trägervereins des Freiburger Interventionsprojektes
Vorsitzende des Frauen- und Kinderschutzhauses Freiburg e.V.

. . . Schutz und Hilfe für mißhandelte Frauen und ihre Kinder.
 
. . . Shelter and help for threatened and illtreated women and their children.
 
. . . Proteccion y ayuda para mujeres maltratadas y sus hijos.
 
. . . Tehdit altind bulunan siddet görmüs kadinlar ve onlarin cocuklari 
      icin korum ve jardim.
 
. . . Aide et protection aux femmes en détresse et leurs enfants.

Frauen-Beratungsstelle  Frauen- und Kinder-

bei häuslicher Gewalt schutzhaus Freiburg e.V.( 31072

Die Frauen-Beratungsstelle bei häuslicher Gewalt
informiert und berät 

* in allen Fällen von häuslicher Gewalt
* nach einem Platzverweis
* im Rahmen der Nachsorge nach einem Aufenthalt im Frauenhaus

Terminvereinbarung unter Telefon 3 10 72
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Sehr geehrte Damen und Herren,

Ich möchte mich von Seiten der Stadt Freiburg bei Ihnen allen, 
die seit fast 14 Jahren im Freiburger Interventionsprojekt gegen 
häusliche Gewalt aktiv sind, bedanken und Ihnen zu Ihrer er-
folgreichen Arbeit gratulieren. Es freut mich zu sehen, in welch 
breiter Runde Sie sich mit dem Thema sexuelle und häusliche 
Gewalt befassen und welch starke Aufmerksamkeit das Thema mittlerweile in der Öffentlich-
keit erfährt. Dies spricht für den hohen Stellenwert des Themas in Freiburg und für die Qualität 
Ihrer Arbeit.

Ich bin sehr dankbar, dass Sie sich in diesem Jahr dafür entschieden haben, das Thema sexu-
elle Gewalt und häusliche Gewalt in der Familie und in der unmittelbaren Umgebung wieder 
in das Zentrum der Diskussion zu rücken. Es wird zukünftig wichtig sein, noch stärker den 
Blick auf das Umfeld der Kinder zu richten und Menschen, die im Umfeld, in dem Kinder und 
Jugendliche aufwachsen, zu sensibilisieren. Denn es darf nicht vergessen werden, dass in die-
sem Bereich ein Großteil der Fälle von sexueller Gewalt zu verzeichnen ist. Die Betrachtung 
von Heimen und anderen Institutionen war in den vergangenen Jahren zudem ein wichtiger 
und zentraler Bestandteil des gesamtgesellschaftlichen Diskurses. Dadurch hat sich das Thema 
sehr stark weiterentwickelt. Sie haben mit Ihrer Arbeit dazu beigetragen, dass die Perpektiven 
des Täters, die Perspektiven des Opfers und die Perpektiven, die sich durch Beratungs- und 
Unterstützungsmöglichkeiten bieten, aufgezeigt werden und durch Ihre Vernetzung und Zu-
sammenarbeit einen wichtigen Beitrag für die städtische Gesellschaft geleistet.

Im letzten Jahrzehnt wurde auch immer wieder die Frage der finanziellen Ausstattung der ver-
schiedenen Einrichtungen und Beratungsstellen diskutiert. Seien Sie versichert, die Stadt Frei-
burg bringt Ihrer Arbeit und Ihrem Engagement eine hohe Wertschätzung entgegen, so dass 
Sie auch in Zukunft mit Ihrer Unterstützung durch Politik und Verwaltung rechnen können.

Ich wünsche Ihnen allen weiterhin viel Erfolg bei der Arbeit, freue mich auf die folgende Fach-
tagung und auf eine weiterhin konstruktive Zusammenarbeit. Vielen Dank.

Gerda Stuchlik
Bürgermeister
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Unterschiedliche Systeme, 

ähnliche Resultate – der rechtliche 

Umgang mit Vergewaltigung in 

europäischen Ländern

Ergebnisse der Studie Liz Kelly, Joanna Lovett 

und Corinna Seith

Prof. Dr. Barbara Kavemann
Katholische Hochschule für Sozialwesen, Berlin

Die Studie, deren Ergebnisse hier präsentiert werden�, wurde durch das EU-Daphne-Programm 
gefördert und baute auf vorhergehende Pilotstudien auf. Einbezogen waren für die Erstellung 
quantitativer Zeitreihen die Daten von 26 europäischen Ländern im Zeitraum von 2001 bis 
2007 und für die quantitative Aktenanalyse Polizei- und Gerichtsakten aus elf EU-Ländern aus 
dem Jahr 2006. Dabei handelte es sich um Belgien, Deutschland, England & Wales, Frank-
reich, Griechenland, Irland, Österreich, Portugal, Schottland, Schweden, Ungarn.

Das Ziel der Studie mussten bei dieser Breite der Studienanlage klar und knapp gefasst sein: 
Identifizierung der "attrition rates" in den beteiligten Ländern. Dies meint die Identifizierung 
der Diskrepanz zwischen der Rate von Meldungen/Anzeigen von Vergewaltigungen und der 
Rate von Strafverfahren bzw. Verurteilungen in prozentualen Anteilen. Das bedeutete, dass es 
ausschließlich um rechtliche Entscheidungen und damit um das Hellfeld geht. Das Dunkelfeld 
– Vergewaltigungen, die nicht angezeigt wurden – wurde nicht erfasst. In Ländern, in denen 
Prävalenzstudien zu Gewalt gegen Frauen durchgeführt wurden, die das Dunkelfeld erhellen – 
z.B. Deutschland, Finnland, Frankreich, Spanien, Irland – zeigte sich ein jeweils gleiches Bild: 
Vergewaltigung wird seltener angezeigt als häusliche Gewalt.

Hier ein Beispiel, um sich das Errechnen der attrition rates vorzustellen:
•	 100 Anzeigen bei der Polizei führen zu 10 Strafverfahren: eine 10%ige Verfolgungsrate.
•	 100 Anzeigen führen zu 5 Verurteilungen: eine 5%ige Verurteilungsquote.

Erfasst wurden in der Studie ausschließlich Taten, die rechtlich als Vergewaltigung gewertet 
wurden, keine anderen sexuellen Übergriffe. Darüber hinaus ausschließlich Taten von Einzel-
tätern, was der unterschiedlichen Dokumentation der Behörden geschuldet ist (s. u.).
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Probleme der Studie hinsichtlich rechtlicher Rahmenbedingungen

Bei einer Studie, die mehrere Länder einbezieht treten unvermeidlich Probleme der Vergleich-
barkeit der Daten auf. Hier stellten sich erhebliche strukturelle Probleme. Die Studie musste 
Daten zusammenführen angesichts von:

•	 unterschiedlichen Rechtssystemen in den Ländern, z.B. ob ein von Berufsrichtern ge-
sprochenes Recht oder ein Geschworenensystem;

•	 unterschiedlichen rechtlichen Definitionen von Vergewaltigung (s. u.)
•	 unterschiedlichen Prozessordnungen (s. u.)
•	 Unterschieden im Status der Zeuginnen z.B. ob das Recht auf eine Nebenklagevertre-

tung besteht, ob es psychosoziale Prozessbegleitung gibt oder die Prozesskostenhilfe.

Die wichtigsten Unterschiede zwischen den Definitionen von Vergewaltigung in den Geset-
zen der Länder waren folgende. 

Im Strafrecht wird eine Vergewaltigung dadurch definiert, dass eine Person keine Einwilligung 
zu den sexuellen Handlungen gegeben hat oder aber, dass sexuelle Handlungen mit Gewalt 
oder Zwang durchgesetzt wurden. Vergewaltigung kann rechtlich als Offizialdelikt verankert 
sein, das in jedem Fall von Staats wegen verfolgt werden muss, oder es kann ein Antragsdelikt 
sein, das nur auf Antrag der geschädigten Person verfolgt wird. Die Definition kann eng sein 
und nur Penetration – oder auch nur vaginale Penetration � einschließen oder auch andere 
sexuelle Handlungen. Es gibt rechtliche Definitionen, die minderschwere Fälle ausweisen, z.B. 
bei ehelicher Vergewaltigung oder bei Übergriffen ohne Penetration. Es gibt in den Ländern 
unterschiedliche Altersgrenzen und es gibt sowohl geschlechtsneutrales Recht – sowohl Frau-
en als auch Männer können im rechtlichen Sinne vergewaltigt werden – oder eine geschlecht-
liche Begrenzung auf Taten gegen Frauen.

Im Prozessrecht spielt der Unterschied zwischen Offizialdelikt oder Antragsdelikt eine wichti-
ge Rolle, ebenso die Zuständigkeit für die Ermittlungen (z.B. Polizei oder Staatsanwaltschaft). 
In einigen Ländern gibt es Spezialdezernate bzw. spezialisiertes Personal bei Polizei und ankla-
gender Behörde in anderen Ländern nicht. Anonyme Spurensicherung in Einrichtungen der fo-
rensischen Medizin ist teilweise möglich, teilweise nicht existent. Revisionsmöglichkeiten nach 
einem gesprochenen Urteil sind unterschiedlich geregelt und Opferschutzangebote, Rechts-
anspruch auf Nebenklage, Begleitung oder Beratung werden ebenfalls sehr unterschiedlich 
gehandhabt und im Verfahren zugelassen.

Hier wieder einige Beispiele wo welche Definition angewandt wird oder welche Regelung 
besteht:

•	 Kein Einverständnis: Belgien, England & Wales, Irland, Schottland
•	 Geschworenengerichte: Belgien, England & Wales, Irland, Schottland
•	 Recht auf Rückzug der Anzeige: Portugal, Griechenland, England & Wales, Schottland, 

Ungarn

•	 Prozessbeteiligung der verletzten Zeug/innen: Schweden, Deutschland
•	 Rechtsanspruch auf Psychosoziale Prozessbegleitung: Österreich

Weitere Probleme, die sich der Studie als Herausforderung stellten, waren Veränderungen 
durch Rechtsreformen, die im Untersuchungszeitraum umgesetzt wurden und die Praxis ver-
änderten und ebenso Veränderungen der Definition mit sich bringen konnten. Veränderungen 
bei der Erhebung von Statistiken waren Konsequenzen einer geänderten Definition, konnten 
aber auch aus anderen Gründen eingeführt werden. Veränderte Erfassungsgebiete stellten ein 
Problem dar, z.B. nach der Vereinigung der beiden deutschen Staaten.

Generell hat man es mit unterschiedlicher Statistikführung und Erhebungszeiträume bei den 
jeweiligen Behörden zu tun: Die Polizei führt eine Statistik aller angezeigten Personen. Eine 
Person ist hier ein Fall. Die Staatsanwaltschaft führt eine Statistik der erledigten Fälle. Eine von 
einer Gruppe gegangene Tat ist hier ein Fall. Gerichte führen ebenfalls eine Statistik erledigter 
Fälle, aber zu einem anderen Zeitpunkt des Verfahrens.

Ergebnis: Anzeigequoten

Die Anzeigequoten in den beteiligten Ländern fielen sehr unterschiedlich aus. So liegt – auf die 
Bevölkerung gerechnet – die Quote in Schweden z.B. viermal höher als in Deutschland und 
fast siebenmal höher als in Ungarn.

Tabelle 1: Anzeigen von Vergewaltigungen in den beteiligten Ländern

Land
Anzeigen in 2006
abs. Zahl

per 100.000 
Einwohner

Belgien 2.832 23,6

Deutschland 8.18 9,8

England & Wales 14.047 27,4

Frankreich 4.443 13,9

Griechenland 271 2,4

Irland 378 10,1

Österreich 700 8,4

Portugal 446 3,2

Schottland 981 19,1

Schweden 4.208 40,79

Ungarn 533 5,89
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Die unterschiedliche Häufigkeit von Anzeigen wegen Vergewaltigung hängt von mehreren 
Faktoren ab, wie die Studie nachweist: Fördernd auf die Anzeigebereitschaft wirken sich eine 
erweiterte Definition der Handlungen aus, die Vergewaltigung bedeuten, und eine erweiterte 
Definition der Betroffenen, also z.B. auch Ehefrauen oder auch Männer. Hindernd wirken sich 
vor allem Vergewaltigungsmythen aus. Sind sie in der Bevölkerung oder auch bei den Verant-
wortlichen in Polizei und Justiz virulent, wird weniger angezeigt.

Ergebnis: Verurteilungsquoten

Die Verurteilungsquoten sind ebenso unterschiedlich wie die Anzeigequoten, jedoch nicht 
parallel zur Anzeigestatistik, sondern gegenläufig. Hohe Verurteilungsquoten finden sich in 
Ländern mit geringer Anzeigerate z.B. Italien, Ungarn, Lettland, Slowenien. Mittlere Verur-
teilungsraten finden sich in Ländern mit mittlerer Anzeigerate z. B. Deutschland, Frankreich, 
Österreich, Dänemark. Und niedrige Verurteilungsquoten finden sich in Ländern mit hoher 
Anzeigerate z.B. England, Schweden, Irland, Schottland.

Folgende Muster konnten rekonstruiert werden: 
•	 Je höher die Anzeigequote, desto geringer die Anzahl der Strafverfahren, denn mehr 

uneindeutige Fälle werden angezeigt, die vor Gericht wenig Chancen haben.
•	 Je weiter die Definition, desto geringer die Anzahl der Strafverfahren, denn mehr schwer 

beweisbare Fälle � z.B. Beziehungsdelikte � werden angezeigt, die dann wegen Mangel 
an Beweisen eingestellt werden müssen.

•	 Gerichte mit Geschworenen erbringen geringe Verurteilungsquoten. Hier zeigt sich die 
Wirkung von Vergewaltigungsmythen in der Bevölkerung, denen in der Breite nicht ver-
gleichbar entgegengewirkt werden kann wie in der Fortbildung eines spezifischen Be-
rufsstandes. Und selbst das kann sich als mühevoll und langwierig erweisen.

Fazit: Eine Politik, die Anzeigehemmnisse beseitigt, muss begleitet sein von flankierenden Maß-
nahmen wie psychosozialer Prozessbegleitung und Beratung, um nicht große Enttäuschung 
bei den verletzten Zeuginnen nach sich zu ziehen, wenn die Verurteilungen ausbleiben.

Ergebnisse der Aktenanalyse in elf Ländern

In jedem der elf Länder wurden an einem Standort 100 Akten gesichtet und quantitativ ausge-
wertet. Erhoben wurden Angaben zu den Geschädigten und den Beschuldigten aber auch zu 
den Taten und dem Verlauf und Ausgang der Verfahren.

Tabelle 2: Allgemeine Ergebnisse der Aktenauswertung

häufigste Tatorte Privatwohnung (der Zeugin 
oder des Beschuldigten) 61%

Täter-Opfer-Beziehung dem Opfer bekannt 67%

unbekannt oder weniger als 
24h bekannt 33%

Partner oder Ex-Partner 25%

Das Verletzungsrisiko bei Vergewaltigungen erwies sich als hoch. In 30% aller Fälle wurden 
Verletzungen dokumentiert. Am höchsten lag die Verletzungsrate mit 50% bei Vergewalti-
gungen durch Ex-Partner, knapp darunter mit 40% bei Vergewaltigungen durch den aktuellen 
Partner. Die Taten von Fremden bargen dagegen mit 25% ein deutlich geringeres Verletzungs-
risiko. Dieses Ergebnis widerspricht klar den Vergewaltigungsmythen, die den Fremden als 
gefährlich zeichnen und in einer Vergewaltigung durch einen Partner eher einen unerfreuli-
chen Geschlechtsverkehr sehen wollen. Zu bedenken ist hier aber, dass die Taten von Part-
nern generell weniger angezeigt werden. Die hohe Verletzungsrate in diesen Fällen kann ein 
Hinweis darauf sein, dass eine Entscheidung für eine Anzeige dann getroffen wird, wenn der 
Partner nicht nur vergewaltigt hat, sondern die Frau dabei auch verletzt wurde. Auf jeden Fall 
gab es bei den angezeigten Taten im Beziehungskontext in der Mehrheit der Fälle körperliche 
Beweise.

Der Einsatz von Waffen zur Durchsetzung der sexuellen Handlungen war bei Bekannten und 
Fremden gleich oft – erneut ein Ergebnis, das Vergewaltigungsmythen widerspricht.

Ergebnis: Die umgekehrte Pyramide des Strafverfahrens
Aus den Akten der Strafverfahren lässt sich das Verfahren abbilden. Die Basis sind 100% der 
ausgewerteten Akten. Im Verfahrensverlauf werden mehr und mehr Fälle eingestellt: 90% der 
Opfer machen eine Aussage, die zu 85% offiziell zu Protokoll genommen wird. Weit weniger 
Verdächtige bzw. Beschuldigte (50%9 werden vernommen. Das hängt u.a. damit zusammen, 
das ein erheblicher Anteil der Verdächtigen, die dem Opfer nicht bekannt waren, nicht iden-
tifiziert werden. Aber auch von den identifizierten Tätern werden z. B. in England & Wales 
oder Schweden bis zu 30% nicht vernommen. D. h. es wird gar nicht erst versucht, ein (Teil-)
Geständnis zu bekommen.

41% aller Einstellungen bei der Staatsanwaltschaft werden ohne Anhörung von Opfern und/
oder Verdächtigten oder ohne Identifizierung des Verdächtigen vorgenommen. In diesen Fäl-
len lagen somit keine verwertbaren Aussagen vor oder wurden nicht eingeholt, womit sich das 
Verfahren als nicht aussichtreich erledigt hatte.
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25% aller Einstellungen erfolgen im weiteren Verlauf und vor Beendigung der Beweisaufnah-
me z.B. wegen mangelnder Kooperation der Anzeigenden. Dies ist ein generelles Problem des 
Strafverfahrens: ist die/der Geschädigte nicht bereit, eine Aussage zu machen oder sich nach 
einer ersten Aussage weiter zur Verfügung zu stellen, wird das Verfahren eingestellt, es sei 
denn es wurden andere Beweise gesichert – Spuren, Zeugenaussagen – die ein Verfahren stüt-
zen könnten. Liegen ausreichend Aussagen bzw. Beweise vor, kann eine Hauptverhandlung 
eröffnet werden. Dann werden nur noch wenige Fälle eingestellt.

Abbildung 1: Einstellungen im Verlauf des Strafverfahrens

Die häufigsten Gründe für eine Einstellung des Verfahrens sind dementsprechend eine unzu-
reichende Beweislage (30%) und der Rückzug bzw. mangelnde Kooperation der Geschädigten 
(27%). Im Gegensatz zu verbreiteten Vergewaltigungsmythen gibt es bei diesem Delikt sehr 
wenig Falschbeschuldigungen – 1% bis 9%, je nach Land. Die Rate der Falschbeschuldigun-
gen liegt bei anderen Delikten deutlich höher.

Ergebnisse für Deutschland

Im deutschen Rechtssystem gibt es Aspekte, die förderlich und solche die hinder lich für eine 
Strafverfolgung von Vergewaltigungen sind. 

Als förderlich erweist sich nach dieser Studie (s. o.) die weite Definition der Tathandlungen. 
Nicht nur vaginale Penetration ist als Vergewaltigung definiert, sondern auch andere Formen. 
Zudem ist seit 1997 die Vergewaltigung in der Ehe der außerehelichen gleichgestellt. Weiter-
hin förderlich ist, dass es in Deutschland Gerichte mit Berufsrichtern gibt, das Rechtsinstitut 
der Nebenklage und häufig Sonderdezernate bei Polizei und Staatsanwaltschaft. Auch die 
Tatsache, dass es eine zwar widersprüchliche aber doch öffentliche Debatte gibt, wird von der 
Studie als förderlich gewertet.

Gleichzeitig gibt es Aspekte, die einer Strafverfolgung hinderlich sein können. Die enge Defi-
nition des Tatkontexts – Zwang und Gewalt – schließt viele Übergriffe aus. Sie werden dann 

nicht als Vergewaltigung behandelt, sondern als sexuelle Nötigung. Einschränkend wirkt sich 
aus, dass es nur sehr wenige Stellen im Bundesgebiet gibt, an denen eine anonyme Spurensi-
cherung möglich ist. Geschädigte sehen sich zudem oft alleine gelassen: Sie können zwar – 
auch über Prozesskostenhilfe bei Bedürftigkeit – eine Anwältin/einen Anwalt nehmen und als 
Nebenklägerin auftreten, haben aber nicht wie z.B. in Österreich einen Rechtsanspruch auf 
psychosoziale Prozessbegleitung, die mehr bietet als rechtliche Vertretung. Wie in allen ande-
ren Ländern auch steht die Präsenz von Vergewaltigungsmythen in der Bevölkerung und den 
Behörden einer Bereitschaft zur Anzeige bzw. zur aktiven Mitwirkung an einem Strafverfahren 
wegen Vergewaltigung im Wege. 

Die Zeitreihe für Deutschland zeigt einige Brüche – Veränderungen der Definition und die 
Ausweitung des Gebiets nach der Vereinigung der beiden deutschen Staaten. Sie zeigt aber 
auch eine relative Kontinuität. Die Anzeigebereitschaft nimmt eher etwas zu, zurzeit aber auch 
wieder ab. Die Verurteilungsrate sinkt..

Abbildung 2: Zeitreihe für Deutschland

Ergebnis: Besonderheiten der Situation in Deutschland

Im Vergleich mit den anderen zehn Ländern konnte die Studie für Deutschland einige Beson-
derheiten herausanalysieren. Was die Geschädigten betrifft, so ist der Anteil der Frauen in 
allen Ländren hoch, hier beträgt er 92%. Der Anteil männlicher Geschädigter ist mit 8% im 
europäischen Vergleich sehr hoch. Offenbar gibt es ein Klima, das es männlichen Opfern von 

Quelle: Bundesamt für Justiz, Bonn; Daten entnommen aus: Statistisches Bundesamt (Hrsg.), Strafverfolgung; Bundeskriminalamt (Hrsg.), Polizeiliche Kriminal-
statistik. Wichtige Hinweise: Die Daten beziehen sich für die Meldungen (PK3) bis 1990 auf das Gebiet der ehemaligen Bundesrepublik einschließlich West-
Berlin, 1991 und 1992 auf das Gebiet der ehemaligen Bundesrepublik einschließlich Gesamt-Berlin und seit 1993 auf das Gebiet von Deutschland insgesamt.  
(Siehe hierzu die senkrechten Markierungen in der Grafik.) Dies beeinflusst selbstverständlich die Aussagekraft der Verurteilungsquote insbesondere im Zeitraum 
1995 bis 2006.

Anmerkungen: Vor allem aufgrund Gesetzesänderungen hat sich die Erfassung im Zeitablauf geändert. Die Angaben beziehen sich von 1977 bis 1997 aus-
schließlich auf Vergewaltigung (§ 177 StGB - alt); 1998 bis 2000 beziehen sich auf Vergewaltigung und sexuelle Nötigung (§§ 177, 178 StGB - neu); ab 2001 
werden Vergewaltigung und schwere Formen der sexuellen Nötigung (einschließlich Taten mit Todesfolge) erfasst (§§ 177 ABS. 2, 3, 4 und 178 StGB - neu).
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Vergewaltigung erlaubt, sich an Polizei und Gericht zu wenden. Die Altersspanne innerhalb 
der Aktenanalyse war groß, sie reichte von 18 Jahren bis 93 Jahren, der Schwerpunkt lag zwi-
schen 21 und 40 Jahren und war damit vergleichsweise hoch. Ein Ergebnis, das bestätigt, dass 
auch Frauen in fortgeschrittenem Alter nicht vor sexuellen Übergriffen geschützt sind.

Geschädigte mit körperlichen (2%) oder psychischen (8%) Behinderungen und Beeinträchti-
gungen waren vergleichsweise selten vertreten. Dieses Ergebnis wird durch die kürzlich durch-
geführte repräsentative Studie zu Gewalt gegen Frauen mit Behinderungen und Beeinträchti-
gungen unterstützt. Obwohl sie viel mehr von sexueller Gewalt betroffen sind, stellen zeigen 
sie nur selten an und haben spezifische Probleme damit, als wie glaubwürdig sie angesehen 
werden.

Bei den Verdächtigen handelte es sich zu 22% um Fremde und zu 10% um Kurzbekanntschaf-
ten, was im Vergleich gering ist. Dafür nahmen die (Ex-)Partner mit 35% den höchsten Anteil 
im Ländervergleich ein. 

Zeitpunkte der Einstellungen im Verfahrensverlauf

Wie bei den länderübergreifenden Ergebnissen schon ausgeführt, ist es auch in Deutschland 
die frühe Phase des Verfahrens, in der die meisten Einstellungen vorgenommen werden. Über 
die Hälfte (52) der ausgewerteten 100 Fälle wurden in der frühen Ermittlungsphase eingestellt. 
Gründe sind fehlende Aussagebereitschaft der Geschädigten, keine Identifizierung des Ver-
dächtigen, keine Zuordnung zu Vergewaltigung. 12 weitere Verfahren wurden in der mittleren 
Ermittlungsphase eingestellt und nur noch 8 in der späten Ermittlungsphase unmittelbar vor 
Eröffnung einer Hauptverhandlung. Hier kann jedes Mal eine Rolle gespielt haben, dass die 
geschädigte Person nicht mehr bereit zur Aussage war. Im Hauptverfahren gab es dann noch 
einen Einstellung. Die verbliebenen 27 Verfahren endeten bis auf vier Freisprüche mit einer 
Verurteilung, einer Haftstrafe zwischen acht Monaten und viereinhalb Jahren. Die Verurtei-
lungsquote lag somit bei 23%.

Die Studie beleuchtet die Verfahren wegen Vergewaltigung durch einen (Ex-)Partner geson-
dert. Hier lag der Anteil der Einstellungen niedriger. Von den 35 Anzeigen gegen (Ex-)Partner 
wurde gegen 13 ein Hauptverfahren eröffnet (37%) und neun wurden verurteilt (26%). Dieses 
Ergebnis ist ein Hinweis darauf, dass Vergewaltigungen im Kontext einer Partnerschaft nur 
dann angezeigt werden, wenn die Beweislage sicher ist.

Herausforderungen an Polizei, Justiz und Unterstützungseinrichtungen
Die Studie fasst einen Katalog von Handlungsoptionen bzw. Verbesserungsbedarf zusammen, 
der hier in Kürze wiedergegeben werden soll.

•	 Eine gesamtgesellschaftliche und zentrale Aufgabe ist es, Vergewaltigungsmythen öffent-
lich zu demontieren. Damit würden vergewaltigte Frauen und Männer eher eine Chance 

in der Strafverfolgung sehen.
•	 Fortbildung von Polizei und Justiz sollte intensiviert werden, da auch hier gesellschaftlich 

verbreitete Vergewaltigungsmythen anzutreffen sind, z.B. die Annahme, dass es bei die-
sem Delikt besonders viele Falschaussagen gibt.

•	 Eine deutliche Verbesserung wäre es, einen Rechtsanspruch auf Psychosoziale Prozess-
begleitung nach österreichischem Beispiel zu etablieren. Neben einem Recht auf recht-
liche Vertretung stünde den Geschädigten dann eine Begleitung zur Seite, die sie stabi-
lisiert und auf Vernehmungen und Verhandlung vorbereitet, ohne tatrelevante Inhalte zu 
thematisieren.

•	 Die Fachberatungsstellen bei sexueller Gewalt benötigen dringend eine Absicherung und 
eine auskömmliche Finanzierung, um ihre hohen Qualitätsstandards für diese anspruchs-
volle Arbeit umsetzen zu können.

•	 Es gibt in Deutschland bereits verhältnismäßig viele Opferschutzbestimmungen und es 
gilt, diese besser bekannt zu machen, damit Geschädigte sie nutzen können und sie 
nicht nur auf dem Papier stehen. 

•	 Die Anwendung von Opferschutzbestimmungen in der Rechtspraxis sollte regelmäßig 
geprüft werden. Bei Bedarf sollte mit Fortbildungen auf eine verbesserte Praxis hinge-
wirkt werden. 

•	 Wichtig für die polizeiliche Ermittlungsarbeit ist es, Fremdtäter effektiver zu identifizie-
ren. 

Eine erfreuliche Entwicklung ist, dass sexuelle Gewalt mehr und mehr als Thema in die Akti-
vitäten der Inter-institutionellen Kooperationsbündnisse – Interventionsprojekte – zu häuslicher 
Gewalt integriert wird. Auf diese Weise kann das Thema an gesellschaftlicher und fachlicher 
Relevanz gewinnen, ohne dass Parallelstrukturen aufgebaut werden, die nur Ressourcen ver-
schlingen. Des Weiteren könnte überlegt werden, ob für Fälle angezeigter Vergewaltigung 
auch ein pro-aktiven Zugang auf Betroffene erfolgen kann. Sie würden auf diese Weise zeitnah 
mit Information, Beratung und Krisenintervention versorgt werden und könnten unmittelbar an 
Anwält/inn/en und psychosoziale Prozessbegleitung vermittelt werden bzw. zur rechtsmedizi-
nischen Untersuchung begleitet werden.
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Polizeiliches Handeln in Fällen sexueller 
Gewalt in Lehre und Praxis

Konrad Rotziner, KHK
Akademie der Polizei, Freiburg

Aufgaben der Polizei

Polizeigesetz Baden-Württemberg

§ 1 Allgemeines

(1) Die Polizei hat die Aufgabe, von dem einzelnen und dem Gemeinwesen Gefahren 
abzuwehren, durch die die öffentliche Sicherheit oder Ordnung bedroht wird, und 
Störungen der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung zu beseitigen, soweit es im 
öffentlichen Interesse geboten ist. Sie hat insbesondere die verfassungsmäßige Ordnung 
und die ungehinderte Ausübung der staatsbürgerlichen Rechte zu gewährleisten. 

(2) Außerdem hat die Polizei die ihr durch andere Rechtsvorschriften übertragenen Aufgaben 
wahrzunehmen.

Allgemeine Aufgabe jeder Polizeibeamtin und jedes Polizeibeamten ist die Abwehr von 
Gefahren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung sowie die Beseitigung bereits eingetretener 
Störungen.

Strafprozessordnung

§ 163 [1] [Aufgaben der Polizei]

(1) Die Behörden und Beamten des Polizeidienstes haben Straftaten zu erforschen und 
alle keinen Aufschub gestattenden Anordnungen zu treffen, um die Verdunkelung der 
Sache zu verhüten. Zu diesem Zweck sind sie befugt, alle Behörden um Auskunft zu 
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ersuchen, bei Gefahr im Verzug auch, die Auskunft zu verlangen, sowie Ermittlungen 
jeder Art vorzunehmen, soweit nicht andere gesetzliche Vorschriften ihre Befugnisse 
besonders regeln. 

(2) Die Behörden und Beamten des Polizeidienstes übersenden ihre Verhandlungen 
ohne Verzug der Staatsanwaltschaft. Erscheint die schleunige Vornahme richterlicher 
Untersuchungshandlungen erforderlich, so kann die Übersendung unmittelbar an das 
Amtsgericht erfolgen. 

(3) …..

Die meisten Polizeibeamten sind nach Abschluss ihrer Ausbildung Ermittlungspersonen der 
Staatsanwaltschaft und unterliegen dem Legalitätsprinzip des § 163 StPO.  

Blick in die Kriminalstatistik Baden-Württemberg 2010

Organisation der Polizei

am Beispiel der Polizeidirektion Freiburg

Für die Bearbeitung von Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung  besteht eine Sonder-
zuständigkeit. Diese Delikte werden ausschließlich bei der Kriminalpolizei in Fachdezernaten 
bearbeitet.

Anzeigenaufnahmen nach Delikten, die außerhalb der üblichen Bürozeiten bekannt werden, 
erfolgen durch den Kriminaldauerdienst, welcher alle unaufschiebbaren Maßnahmen trifft. Die 
Unterlagen werden dann an die Fachdezernate weitergeleitet.
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Organisation der Kriminalpolizei Ausbildung der Polizei

• Grundausbildung bei der Bereitschaftspolizei (auszugsweise)

 - Gefahrenabwehr im Einzeldienst und in geschlossenen Einheiten

 - Polizeirecht / Strafprozessrecht (Eingriffsrecht)

 - Straßenverkehrsrecht

 - Strafrecht (Allgemeiner Teil des StGB)

 - Strafrecht (Besonderer Teil, Diebstahl, Betrug, Sachbeschädigung, Beleidigung,  
       Nötigung, Körperverletzung…)

 - Allgemeine Polizeidienstkunde 

 - Waffenkunde /Schießlehre/Einsatztraining

 - Politische Bildung

 - Psychologie

 - Kriminalistik

Ausbildung der Polizei

• Studium an der Hochschule für Polizei (auszugsweise)

 - Staats- und Verfassungsrecht

 - Führungswissenschaften

 - Einsatzwissenschaften

 - Kriminologie

 - Kriminaltechnik

 - Polizeirecht (Gefahrenabwehrrecht)

 - Strafrecht (Schwerpunkte auf Raub, Erpressung, Betrug, Urkundsdelikte, 
   Tötungsdelikte)

 - Strafprozessrecht (Durchsuchung, Beschlagnahme, Festnahme, Belehrungen, 
      Körperliche Untersuchung des Beschuldigten, Beweisverwertungsverbote)

Mit dem Abschluss des Studiums erlangen die Beamtinnen und Beamten den Grad einer 
Diplom-Verwaltungswirtin bzw. eines Diplom-Verwaltungswirtes FH (Polizei) und steigen in 
den gehobenen Polizeivollzugsdienst auf. 
Als Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des gehobenen Polizeivollzugsdienstes ist nun ein 
Wechsel zur Kriminalpolizei möglich.
Vor der Übernahme zur Kriminalpolizei muss die Einführungsfortbildung Kriminalpolizei an 
der Akademie der Polizei in Freiburg absolviert werden.
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Einführungsfortbildung Kriminalpolizei, Akademie der Polizei Einführungsfortbildung Kriminalpolizei, Akademie der Polizei

Für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Fachdezernate werden weitere Fortbildungs-
seminare angeboten.

Seminar und Forum Sexualdelikte, Akademie der Polizei
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Dezentrale Fortbildung für die Schutzpolizei

Da die meisten Anzeigeerstattungen bei den örtlichen Polizeirevieren erfolgen, ist es erforder-
lich, auch diese Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter fortzubilden.
Dies geschieht im Rahmen dezentraler Fortbildungsveranstaltungen auf Anforderung und Ein-
ladung durch die Polizeidienststellen des Landes.

Es werden schwerpunktmäßig Informationen zu folgenden Bereichen vermittelt:

• Strafrechtliche Grundkenntnisse

• Polizeiinterne Zuständigkeiten

• Umgang mit Opfern

• Erforderliche Sofortmaßnahmen

• Rechtliche Rahmenbedingungen
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Grundsätze des Opferschutzes im 
Ermittlungsverfahren

Opferschutz bei Gewaltdelikten 

und Sexualstraftaten

Nikola Novak, Erste Staatsanwältin 
Staatsanwaltschaft Freiburg

Die Staatsanwaltschaft ist aufgrund Gesetzes verpflichtet, „nicht nur die zur Belastung, sondern 
auch die zur Entlastung dienenden Umstände zu ermitteln“ (§ 160 Abs. 2 StPO).
Bereits deshalb verbietet sich eine einseitige Interessenvertretung des Opfers. Auch bei Art und 
Umfang der Ermittlungen sowie bei der Strafzumessung hat die Staatsanwaltschaft Objektivität 
zu wahren und sich allein an die gesetzlichen Vorgaben zu halten. 

Gleichwohl ist im Rahmen der Ermittlungen dafür Sorge zu tragen, die seelischen Belastungen 
von Geschädigten möglichst gering zu halten. Ich möchte in der Folge einige dieser Regelun-
gen vorstellen und etwaige Problemstellungen beleuchten. 

A. Rechtsbeistand

I. Voraussetzungen 

Zur Erleichterung der Kommunikation und Vertretung von Opferinteressen ist die Beiordnung 
eines Opferanwalts möglich. Der Geschädigte kann sich eines solchen Rechtsbeistands bereits 
im Ermittlungsverfahren bedienen, sofern die angezeigte Tat den Straftatbestand eines Neben-
klagedeliktes erfüllt (§§ 406g, 395 StPO). Dem Geschädigten kann – ebenfalls bereits im Vor-
verfahren – auf seinen Antrag hin ein solcher Rechtsbeistand beigeordnet werden (§§ 406g, 
397a StPO) mit der Folge, dass die Kosten für den Rechtsbeistand von der Staatskasse getra-
gen werden (Ausnahme: Kostentragungspflicht gem. §§ 469, 470 StPO). Voraussetzung für die 
Beiordnung ist – verkürzt dargestellt –, dass dem Beschuldigten ein Vergehen oder Verbrechen 
gegen die sexuelle Selbstbestimmung oder ein Totschlagsdelikt zur Last liegt. Ferner haben 
Kinder und Jugendliche bis zum Alter von 16 Jahren grundsätzlich Anspruch auf Beiordnung, 
wenn sie Opfer eines zur Nebenklage berechtigenden Deliktes geworden sind. 

So hilfreich und nützlich die Einbindung des Rechtsbeistands im Verfahren sein kann, so stel-
len sich in der Praxis doch zahlreiche Probleme und bestehen in der Rechtsprechung noch 

BZ-Interview
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B. Instanzenzug

Ein weiteres, aus meiner Sicht besonders effektives Instrument zum Schutz von Opfern vor 
etwaigen Retraumatisierungen durch belastende Vernehmungen eröffnen die §§ 24 Abs. 1 Ziff. 
3 GVG, 42 Abs. 1 Ziff. 4 JGG. Danach ist Anklage zum Landgericht zulässig, sofern dies we-
gen der besonderen Schutzbedürftigkeit von Verletzten der Straftat, die als Zeugen in Betracht 
kommen, erforderlich ist. In diesen Fällen bleibt den Zeugen die Belastung durch eine zweite 
Berufungsinstanz erspart.

Die besondere Schutzbedürftigkeit des Verletzten muss indes durch objektivierbare Umstände 
belegt sein. Auch hier macht sich wieder die Mitwirkung eines Rechtsbeistandes bezahlt, der 
entsprechende Befindlichkeiten aufzeigen kann und für die Beibringung etwaiger Stellungnah-
men oder Atteste Sorge trägt.

C. Vernehmungen

I. Vermeidung von Mehrfachvernehmungen
 
Ein weitere Vorgabe, mit der zusätzliche Belastungen von Opferzeugen vermieden werden sol-
len, besteht in der Richtlinie, dass wiederholte Vernehmungen im Ermittlungsverfahren nach 
Möglichkeit zu vermeiden sind (vgl. Nr. 19 Abs. 1, 19a Abs. 3 RiStBV). Diesem Umstand wird 
bei der Polizei dadurch Rechnung getragen, dass die Vernehmungen in der Regel von spezial-
isierten Kräften bei den Fachdezernaten durchgeführt werden. Gleichwohl ist das Prinzip, auf 
wiederholte Vernehmungen zu verzichten, in der Praxis nur selten umzusetzen. Zum einen ist 
die Materie häufig komplex und - gerade im Bereich langjährigen sexuellen Missbrauchs - sehr 
umfangreich, so dass eine einmalige Vernehmung nicht ausreichend sein kann, um sämtliche 
Taten und Hintergründe aufzuklären. Zum anderen ist ein zentrales Kriterium im Rahmen der 
Glaubhaftigkeitsbegutachtung die Bewertung der Aussagekonstanz. Diese setzt zwangsnot-
wendig mehrere Vernehmungen voraus. Hinzu kommt als weiteres Erschwernis, dass bei ei-
nem bestreitenden Beschuldigten in regelmäßiger Ermangelung objektiver Beweismittel (Aus-
sage gegen Aussage) häufig die Beauftragung eines Glaubhaftigkeitsgutachtens und damit eine 
weitere Exploration erforderlich wird. Schließlich wird insbesondere in den Fällen, in denen 
Zeugnisverweigerungsrechte bestehen, zur Beweissicherung eine weitere, richterliche Verneh-
mung erforderlich sein.

II. Überschneidung von Fachgebieten

Die Forschungen im Bereich des Opferschutzes haben zudem gezeigt, dass die ermittlungs-
bedingten Mehrfachvernehmungen (dies gilt im Übrigen in aller Regel auch für die Aussage in 
der Hauptverhandlung) durchaus vermittelbar sind, wenn den Zeugen dargelegt wird, welcher 
Beweiswert ihrer Mitwirkung zukommt. Nicht nachvollziehbar sind für Opferzeugen indes 
die Mehrfachbelastungen, die durch das scheinbar unkoordinierte Zusammenwirken verschie-

nicht abschließend geklärte Fragen: 

• Welche Art des Verdachts ist ausreichend, um eine Beiordnung zu rechtfertigen? Gr-
undsätzlich wird von einem Anfangsverdacht ausgegangen, der in etwa dem für die 
Beantragung eines Durchsuchungsbeschlusses erforderlichen Verdacht entspricht. 

• Es ist ein Antrag des Geschädigten erforderlich. Dies bedeutet, dass die Staatsan-
waltschaft ein eigenes Antragsrecht nicht besitzt. Die Staatsanwaltschaft hat dann nur die 
Möglichkeit zu beantragen, dass dem Zeugen zumindest für einzelne richterliche oder 
staatsanwaltschaftliche Vernehmungen ein Zeugenbeistand beigeordnet wird, § 68b 
StPO, wenn sie der Auffassung ist, dass rechtliche Beratung erforderlich ist. Neuerdings 
ist auch die Beiordnung bei polizeilichen Vernehmungen zulässig, § 163 Abs. 3 StPO. 

• Wer stellt den Antrag? Welcher Form bedarf er? Grundsätzlich reicht ein formlos gestellter 
Antrag. Problematisch ist indes bei minderjährigen Geschädigten, ob die gesetzlichen Ver-
treter oder die Geschädigten selbst antragsbefugt sind. Dies ist insbesondere dann problem-
atisch, wenn die gesetzlichen Vertreter andere Interessen vertreten als die Geschädigten. 

• Was hat im Fall einer Interessenkollision oder völliger Ungeeignetheit des Rechtsbeistandes 
zu geschehen? Eine ausdrückliche gesetzliche Regelung besteht nicht. Vielmehr sollen die 
zur Entpflichtung eines Pflichtverteidigers entwickelten Grundsätze (§ 143 StPO) auch für 
die Entpflichtung eines Rechtsbeistandes bestehen. Allerdings ist die Kasuistik in diesem 
Bereich noch nicht allzu weit entwickelt, so dass gerade im Bereich der Überschneidung 
der Interessen der gesetzlichen Vertreter und derer der minderjährigen Geschädigten 
noch zahlreiche offene Fragen bestehen.

II. Nebenklagebefugnis bei Straftaten Jugendlicher

Die Nebenklage war in Jugendstrafverfahren bis Ende 2006 unzulässig. Erst mit Neufassung 
des § 80 Abs. 3 JGG wurde die Nebenklage - und damit auch die Rechtsbeistandschaft - bei 
Verbrechen insbesondere gegen das Leben und die sexuelle Unversehrtheit in Verfahren ge-
gen jugendliche Beschuldigte zugelassen. Weitere Voraussetzung ist in diesen Fällen allerd-
ings, dass das mutmaßliche Opfer durch die Tat seelisch oder körperlich schwer geschädigt 
wurde oder einer solchen Gefahr ausgesetzt worden ist.

III. Pflichtverteidiger

In den Fällen, in denen den Geschädigten ein Rechtsbeistand beigeordnet wird, ist grundsät-
zlich auch ein Pflichtverteidiger zu bestellen (§ 140 Abs. 2 StPO, sofern nicht ohnehin ein Fall 
der notwendigen Verteidigung gem. § 140 Abs. 1 StPO vorliegt). Diese Vorschrift dient dazu, 
ein Ungleichgewicht in der Interessensvertretung zu verhindern.
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dener bürokratischer Einrichtungen auftreten. Dies ist  insbesondere bei Kindern häufig zu 
beobachten, die neben ihrer bedeutenden Rolle als Zeugen im Ermittlungs- bzw. Strafver-
fahren auch mit den familiengerichtlichen Konsequenzen konfrontiert sind. Hier ist es Ziel der 
Ermittlungsbehörden, für einen effizienten Informationsfluss an die entsprechenden Stellen 
(insbesondere Jugendamt und Familiengericht) über Mitteilungen nach Nr. 35 MiStra zu sor-
gen, um die Belastungen auf diesem Gebiet zu verringern. Gleichwohl wäre eine noch stärkere 
Vernetzung in diesen Bereichen durchaus wünschenswert.

III. Videovernehmung

1. Nach § 58a Abs. 1 S. 1 StPO kann die Zeugenvernehmung auf Video aufgezeichnet 
werden. Dies bietet im Rahmen der richterlichen Vernehmung gem. § 168c Abs. 3 StPO 
den Vorteil, dass der Zeuge nur mit dem Richter konfrontiert ist, während sich die an-
deren Beteiligten in Nebenräumen aufhalten und lediglich über den Richter Fragen stel-
len können. Ein Ausschluss des Beschuldigten von der richterlichen Vernehmung ist nicht 
erforderlich, da über die räumliche Trennung für hinreichende Distanz Sorge getragen 
ist. Dies erhöht den Beweiswert der Aussage und vermeidet unnötige Konfrontationen 
auf engem Raum.

2. Nach § 58a Abs. 1 S. 2 StPO soll die Vernehmung auf Tonband aufgezeichnet werden, 
wenn zu besorgen ist, dass der Zeuge in der Hauptverhandlung nicht vernommen 
werden kann (etwa aufgrund Krankheit oder in Fällen von Menschenhandel). Ferner 
soll die Vernehmung aufgezeichnet werden, wenn dies bei Zeugen unter 18 Jahren zur 
Wahrung ihrer schutzwürdigen Interessen geboten ist. Dies ist insbesondere dann an-
gezeigt, wenn durch die Vorführung einer richterlichen Videovernehmung die Aussage 
eines Zeugen unter 18 Jahren, der Opfer einer Sexualstraftat, eines (versuchten) Tötungs-
delikts oder ähnlich gravierender Vorwürfe geworden ist, in der Hauptverhandlung er-
setzt werden soll (§ 255a StPO). Ich halte diese Vorschrift aus zahlreichen Gründen für 
praktisch nur schwer umsetzbar. Sie beinhaltet faktisch eine Vorwegnahme der Haupt-
verhandlung im Ermittlungsverfahren, die für sich genommen mit dem Grundsatz des fair 
trial nur schwer vereinbar ist und den Grundsätzen des deutschen Strafprozesses, won-
ach aus dem Inbegriff der Hauptverhandlung zu schöpfen ist, zuwider läuft. Sie erfordert 
zudem einen enormen zeitlichen Aufwand, der den Ermittlungsrichtern häufig nicht zur 
Verfügung steht. Ferner kommt hinzu, dass die Ermittlungsrichter in aller Regel nicht spe-
ziell als Vernehmungsrichter ausgebildet und im Umgang mit Opferzeugen nicht vertraut 
sind. Ferner sind sie, insbesondere wenn eine Spezialisierung der Ermittlungsrichter als 
Vernehmungsrichter im Geschäftsverteilungsplan nicht vorgesehen ist, nicht immer mit 
den Grundsätzen der aussagepsychologischen Befragung vertraut - im Gegensatz etwa 
zu den Richtern bei Jugendschutzkammern. Nicht unerwähnt zu bleiben hat in diesem 
Zusammenhang schließlich, dass die Zeugen es häufig als befremdlich empfinden, wenn 
Bildaufzeichnungen von ihnen bestehen, auch wenn sie sich gegen die Überlassung zur 
Akteneinsicht wenden können. 

D. Weitere Vorschriften zum Opferschutz

Neben diesen soeben aufgeführten Instrumentarien, gibt es zahlreiche weitere Regelungen, die 
den Opferschutz im Verfahren stärken. Diese möchte ich aus Zeitgründen nur in Stichworten 
erwähnen: Gegen Einstellungen der Staatsanwaltschaft steht Geschädigten bei schwerwiegen-
deren Delikten ein Beschwerderecht bis hin zum Klageerzwingungsverfahren zu. Opferzeugen 
sind über ihre Rechte im Verfahren zu belehren, sie sind insbesondere auf Mitwirkungsrechte 
von Opferschutzverbänden und weiteren Beiständen hinzuweisen (lediglich ein kurzer Hin-
weis auf eine weitere hiermit verbundene Problematik: Diesen Personen steht in aller Regel ein 
Zeugnisverweigerungsrecht nicht zu). Opferzeugen haben einen Anspruch auf Mitteilung über 
den Ausgang des Verfahrens, auch darauf, ob freiheitsentziehende Maßnahmen andauern. 
Auch nach Abschluss des Strafverfahrens sind noch Belange des Opferschutzes zu berücksi-
chtigen, etwa bei der Erteilung von Weisungen und Auflagen im Bereich der Bewährungsüber-
wachung oder der Führungsaufsicht oder bei der Gewährung von Akteneinsicht.

E. Resümee

Es gibt zahlreiche Regelungen, über die in den vergangenen Jahren mehr Rücksichtnahme 
auf die Belange des Opferschutzes in das Ermittlungs- und Strafverfahren eingebracht werden 
konnte. Gleichwohl muss man erkennen, dass nicht alles, was gut gemeint ist, auch gut gemacht 
ist. Schließlich hängt auch hier viel an der Sensibilität und auch der Professionalität der jewei-
ligen Beteiligten, um dem Opferschutz im einzelnen Verfahren Geltung zu verschaffen. 
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„Das geht doch gar nicht“ 

Sexueller Missbrauch an Jungen und 
Männern

Hermann Gilsbach, Dipl. Soz.Päd, Gewaltberater, 
Traumatherapeut
Wendepunkt e.V. Freiburg

Mein Name ist Hermann Gilsbach, ich komme von Wendepunkt e.V., der Fachstelle gegen 
sexuellen Missbrauch an Mädchen und Jungen, Frauen und Männer hier in Freiburg. Mein 
Schwerpunkt ist die Beratung von betroffenen Männern, die in ihrer Kindheit sexuellen Miss-
brauch erleiden mussten.

Wendepunkt e.V. Freiburg wurde 1988 gegründet und seitdem gibt es auch Beratung für Jungen 
und Männer. Neben der Beratung und Begleitung von betroffenen Kindern und Erwachsenen 
und deren Bezugspersonen, bieten wir auch Gruppenangebote für betroffene Menschen, Op-
ferbegleitung im Strafverfahren, Prävention im Kindergarten und Grundschule, Fortbildungs-
veranstaltungen für Teams und Institutionen, sowie Vernetzung und Öffentlichkeitsarbeit an.
In meinem Vortrag werde ich zum einen aktuelle Zahlen, über das Ausmaß, sowie über die 
Versorgungsituation von betroffenen Jungen und Männer berichten und zum andern werde 
ich drei Fallbeispiele aus meiner  beruflichen Praxis vorstellen, die die Folgen und die Spät-
folgen, die Schwierigkeiten und die Besonderheiten für die betroffenen Jungen und Männer  
verdeutlichen sollen. 

Der Titel meines Vortrags lautet:
„Das geht doch gar nicht“ Sexueller Missbrauch an Jungen und Männern

Das Zitat ist von Jungen aus einer Grundschule bei unserem Präventionsprojekt „Hau ab du 
Angst“. Die Jungen haben die Vorstellung: Sexueller Missbrauch kann nur Mädchen passieren.
Die Jungen glauben, dass sexueller Missbrauch immer mit einer vaginalen Penetration verbun-
den ist, und deshalb nur Mädchen passiert.

Die Haltung der Jungen ist: Mir kann so etwas nicht passieren, ich bin unangreifbar, ich bin 
stark, ich kann mich wehren.
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Alter beim Missbrauch (N = 40):

Unter 10 Jahren 15 Männer

10  -  14 Jahren 25  Männer

Jetziges Alter der betroffenen Männer:

20 - 30 Jahre   8 Männer

30 - 40 Jahre 13 Männer

40 - 50 Jahre 11 Männer

50 - 60 Jahre   5 Männer

60 - 70 Jahre   3 Männer

Das Durchschnittsalter beträgt 36 Jahre. Die Altersspanne reicht von 17 - 74 Jahre. Der älteste 
Mann ist 74 Jahre alt, seine Lebenssgeschichte werde ich Ihnen später bei den Fallbeispielen 
vorstellen.

Dauer des Missbrauchs (N = 40):

Einmalig  6 Männer

1 - 6 Monate  5 Männer

Bis zu 1 Jahr  8 Männer

2 - 6 Jahre 13 Männer

Über 6 Jahre  8 Männer

Die Tabelle zeigt, dass die Hälfte aller Männer einen langjährigen sexuellen Missbrauch er-
leiden mussten.

Woher kommen die Täter (N = 40):

Institutionen 10 Männlich 25 %

Familie 13 (9 Männl./4 weibl.) 33 %

Soziales Umfeld 15 (14 Männl./1 weibl.) 37 %

Fremdtäter 2 Männlich  5 %

Wenn Jungen so denken, dann sind sie einem besonders hohem Risiko des sexuellen Miss-
brauchs ausgesetzt.
Das Jungen und Männer sexuell missbraucht werden, wurde lange Zeit als ungewöhnlich und 
seltenes Problem gesehen bzw. nicht gesehen.  

Hans Joachim Lenz hat dies 2002 so beschrieben: „Männliche Opfer sind ein verdrängtes, of-
fenes Geheimnis.“ 

Die Entwicklung letzten Jahres mit der Aufdeckung der Fälle in kirchlichen Institutionen und 
Reformschulen hat das Ausmaß des sexuellen Missbrauch in unserer Gesellschaft aufgezeigt. 
Oftmals waren Männer betroffen, die als Junge missbraucht wurden. Die lange verwehrte 
öffentliche Anerkennung der Leiden der Opfer begann mit ersten zaghaften Schritten. 
Im Mittelpunkt standen die Institutionen, weniger Berücksichtigung fanden die sehr viel häu-
figer auftretenden Fälle von sexuellen Missbrauch in der Familie und im nahen Umfeld. Ob-
wohl wir wissen, das hier oftmals die Dauer, die Häufigkeit und die emotionale Beziehung mit 
dem Täter oder der Täterin in der Regel sehr viel enger ist.

In unserer Arbeit bei Wendepunkt haben wir die letztjährigen Veränderungen auch gespürt. 
Wir verzeichneten mehr Fälle, mehr Präventionsanfragen, mehr Fortbildungen. Am deutlichsten 
wird dies bei den Klientenzahlen- /entwicklung bei den betroffenen Männern.

A. Statistik

Die nun folgenden Zahlen, die ich Ihnen vorstelle, erheben keinen wissenschaftlichen An-
spruch. Es sind Zahlen aus unserer praktischen Arbeit.

Entwicklung der männlichen Klientenfälle bei Wendepunkt e.V. Freiburg:

2006 2007 2008 2009 2010

Jungen 49 32 51 54 60

Männer 17 18 18 25 67

Prozent an 
Gesamtfällen 30% 2 % 33% 35% 40%

Bei der Betrachtung der Entwicklung fällt auf, dass es bei den Jungen eine stetige steigende 
Entwicklung von Fällen gibt und bei den Männern einen sprunghaften Anstieg der Fälle im Jahr 
2010. Im Jahr 2011 war ein leichter Rückgang zu verzeichnen, allerdings haben wir bei den 
Männern immer noch über 50 Fälle.
Die folgenden Tabellen beziehen sich auf 40 männliche Klienten aus dem Jahr 2010, mit 
denen ich persönliche Gespräche geführt habe.
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Die Vereine und die Kirche sind unter Institutionen zusammengefasst. Das soziale Umfeld 
bezieht sich wirklich nur auf das nahe Umfeld: Nachbarn, Freunde der Familie, Freunde der 
Geschwister, Babysitter etc.

Im Herbst 2011 war in den Zeitungen die Schlagzeile zu lesen: “Sexueller Missbrauch drastisch 
zurückgegangen”. Diese Aussage bezog sich auf die repräsentative Studie vom Kriminolo-
gischen Forschungsinstitut Niedersachsen Bieneck, Stadler&Pfeifer. Das Ausmaß des sexuellen 
Missbrauch bei Jungen/Männern lag in dieser Studie bei 4,2 % (5,7 % aus dem Jahr 1992). Mit 
Körperkontakt waren 1,4 % betroffen (2,8 % aus dem Jahr 1992).
Eigentlich könnten wir froh sein über diese Entwicklung. Die Praktiker und die Fachleute ha-
ben diese Studie jedoch sehr kritisch betrachtet. Andere Studien gehen von einer Prävalenzrate 
bei Jungen/Männern von 5 - 10 % aus.

Dr. Dirk Bange, Erziehungswissenschaftler und Autor zahlreicher Bücher zum Thema Sexuel-
ler Missbrauch hat sich ebenfalls sehr kritisch zu der Studie geäußert und seine Kritikpunkte 
möchte ich Ihnen kurz vorstellen:
• Die Studie ist nicht repräsentativ, da Heimkinder, Gefängnisinsassen, Psychiatriepatienten 

unterrepräsentiert sind.
• Sexueller Missbrauch zwischen Minderjährigen fehlt, da die verwendete Definition einen 

Altersunterschied von 5 Jahren voraussetzt.
• Viele 16 - 20 jährige Jungen und Männer sind befragt worden, die zu Hause wohnen. Es 

kann bezweifelt werden, ob sie als Opfer unter den Bedingungen wahrheitsgemäß ant-
worten konnten.

• Studien aus den USA belegen, dass insbesondere Männer relativ häufig sich selbst nicht 
als missbraucht ansehen, obwohl sie nach strafrechtlichen Bestimmungen eindeutig Opfer 
sexueller Gewalt sind (Homes 2008).

Soweit die Zahlen über das Ausmaß in den repräsentativen Studien, aber wie sehen die Zahlen 
der männlichen Betroffenen in anderen Beratungsstellen aus? Sind diese ebenfalls gestiegen 
im vergangenen Jahr? Bevor ich zu diesen Zahlen komme, möchte ich vorab noch ein paar 
Gegebenheiten, über die generelle Versorgungssituation von Jungen und Männern, die sexuell 
missbraucht worden sind vorstellen:

Die heute bestehenden Angebote haben sehr unterschiedliche Strukturen:
• Spezialisierte Fachstellen für betroffene Männer
• Fachstellen gegen sexualisierte Gewalt, mit einem Angebot für betroffene Männer
• Männerbüros mit gesondertem Angebot
• Opferberatungsstellen
• Allgemeine Beratungseinrichtungen
• In all diesen Einrichtungen, je nach Ort und Region kann man sich wenden. 
• Es zeigen sich jedoch sehr große Lücken im Versorgungsangebot.

Ich habe versucht von einigen spezialisierten Fachstellen, Zahlenmaterial zu bekommen. Leider 
war die Resonanz sehr dünn. Von daher kann ich nur von wenigen Beratungsstellen die Ent-
wicklung im Bereich Jungen und Männer aufzeigen. Auffallend ist, dass es kaum vergleichbare 
Zahlen und auch keine einheitlichen Standards bei der Statistik gibt.

2009 2010

Tauwetter Berlin
Männer 112 221

Kibs München
Jungen 0 - 10 Jahre
Jungen/Männer 11 - 21 J: 

116
115

211
232

Mannigfaltig Minden
Unter 14 Jahre
14 - 21 Jahre
Über 21 Jahre

26
13
  6

32
12
10

Jungen Büro Bremen
Fälle sexualisierter Gewalt

48 68

Zusammenfassend ist festzuhalten:
1. Es gibt eine steigende Zahl von männlichen Klienten in den spezialisierten Beratungsstellen.
2. Es gibt keine vergleichbaren Zahlen und Standards wie gezählt wird.
3. Die Erfahrung der Fachstellen ist: Je mehr Öffentlichkeitsarbeit gemacht wird, desto größer 
ist die Nachfrage.
4. In Deutschland gibt es ein unzureichendes Angebot und eine mangelnde Versorgungsstruk-
tur, gerade im ländlichen Bereich. Es gibt für Betroffene kein Beratungsnetz.
Ich möchte nun diesen Teil abschließen und Ihnen nachfolgend Fallbeispiele aus der Praxis 
vorstellen. Ich habe diese im Kern so belassen, jedoch Veränderungen vorgenommen um ein 
Erkennen der Personen auszuschließen. 

B. Fallbeispiele

1. Fall: Stefan, 12 Jahre
Der 12 jährige Stefan lebt bei seiner alleinerziehenden Mutter, die als Verwaltungskraft täglich 
arbeitet. Infolgedessen ist Stefan nach der Schule oft sich selbst überlassen. Da ist es gut, dass 
es einen Nachbarn gibt, der sich ab und zu um ihn kümmert und ein Auge auf ihn wirft.
Der freundliche Nachbar, der die Mutter oftmals unterstützt gewinnt das Vertrauen des Jungen 
und der Mutter. Bisher ist Stefan ohne männliche Bezugspersonen groß geworden. Der Vater 
hat sich nach der Geburt sehr schnell verdünnisiert, im Kindergarten hatte er ErzieherInnen, in 
der Grundschule und in der Hauptschule hatte er fast immer LehrerInnen. 
Für Stefan ist es wichtig ein richtiger Mann zu werden, aber er weiß nicht so recht was das 
ist, oder wie so etwas geht. Er hat eine große Sehnsucht und viele Fragen nach Männlichkeit.  



40 41Sexueller Missbrauch an Jungen und MännernSexueller Missbrauch an Jungen und Männern

Und dann ist da auf einmal dieser Nachbar, der präsent ist und mit ihm zunächst auch schöne 
Sachen macht. 
Im Lauf der Zeit wird der Nachbar so etwas wie ein Vaterersatz. Stefan fühlt sich in seiner 
Nähe wohl und anerkannt. Sie gehen gemeinsam zum Fußballspiel, schauen sich Filme an und 
er bekommt immer wieder mal kleine Geschenke, die er gut gebrauchen kann.
Es kommt zu ersten Grenzverletzungen. Es gibt ein Geheimnis zwischen den Beiden. Schließlich 
kommt es zum oralen Verkehr. Stefan ist verunsichert: gehört das auch dazu, zur Männlichkeit. 
Der Missbrauch dauert mehrere Monate.
In seiner Not  vertraut sich Stefan einer Schulsozialarbeiterin an, die die Polizei informiert.
Der Junge kommt zu uns in die Beratung. Er schämt sich, dass ihm so etwas passiert ist. Und 
für ihn ganz besonders schlimm ist, dass er bei der sexualisierten Gewalt selbst stimuliert 
wurde.  Zitat:„Ich hatte doch auch einen Steifen, eine Erektion“. 
Für Stefan erschwert dies die Einordnung, dass es sich hier um sexuellen Missbrauch handelt.  
Stefan glaubt, dass er doch selbst die Handlung wollte, da er sexuell erregt war.
Frage: Wenn ich eine Erektion hatte (womöglich noch einen Orgasmus hatte), kann es denn 
dann noch sexueller Missbrauch sein? Ich habe es dann doch auch gewollt und ich habe selbst 
Schuld. 
Die Antwort ist eindeutig: NEIN, der Junge trägt keine Schuld. Sexuelle Erregung kann auch 
gegen seinen Willen ausgelöst werden.
Sexuell missbrauchte Jungen, sind gerade mit dieser Fragestellung bestehend aus Schuld und 
Scham gefangen. Mit wem können sie darüber reden?  Oftmals bleiben sie damit alleine und 
gefangen  und es bleibt für sie die Frage:
Bin ich jetzt homosexuell? Und wenn das die anderen erfahren!
Für viele Jungen bleibt ein immenser Druck und eine große Verunsicherung von Gefühlen 
und Männlichkeit. In der Jugendsprache sind “Opfer” und “Schwulsein” Schimpfwörter und 
werden massiv abgewertet.
In der Beratung geht es darum, die Jungen mit diesen Fragen zu begleiten, ihnen Antworten zu 
geben und sie somit auch aus der Isolation zu führen.

2. Fall: Herr K., 29 Jahre
Herr K. kommt zusammen mit seinem Bruder in die Beratungsstelle. 
Herr K. berichtet vom sexuellen Missbrauch durch seine Mutter. Dieser begann als er 5 Jahre 
alt war und endete erst als er 13 Jahre wurde.
Er wohnt heute mit seiner Freundin zusammen, befindet sich in einer Ausbildung und ist kurz 
vor dem Abschluss.
Durch die ständige massive öffentliche Berichterstattung ist sein eigener Missbrauch wieder 
lebendig in ihm geworden. Er kann sich selbst nur noch schwer kontrollieren. Er hat ständig 
unangemessene Wutausbrüche.
Er kann seinen Alltag nur noch mit großem Aufwand bewältigen. Immer öfter erinnert er sich 
an Kleinigkeiten von früher, vom sexuellen Missbrauch und dann driftet er in die Vergangen-
heit ab und kommt nur noch schwer zurück. 
Er hat Sorge, dass er seine Abschlussprüfung nicht besteht. Mit seiner Freundin ist es prob-

lematisch. Er bezichtigt sie ständig der sexuellen Untreue. Auf ihre  Nähe kann er nur schwer 
eingehen. Nähe erlebt er als verführerisch und ausbeuterisch, vor der er am liebsten fliehen 
möchte. Er hat eine Sehnsucht nach Liebe, verspürt jedoch keine Liebe wenn der Sexualakt 
vorbei ist, dann ist nur Leere und Einsamkeit da.
Zu seinen Eltern hat er nur noch begrenzt Kontakt. Sein Vater weiß mittlerweile auch von der 
Täterschaft seiner Frau, er zeigt jedoch keine Reaktion. Von seinen Eltern fühlt er sich verraten. 
In der Beratung nimmt die unbefriedigende Sexualität mit seiner Freundin einen großen Teil 
ein. Er wünscht sich Nähe und Geborgenheit und er lernt in kleinen Schritten Vertrauen in der 
Nähe zuzulassen.

3. Fall: Herr M, 74 Jahre
Herr M. wurde  1937 geboren und hat als Kind den Krieg miterlebt. Nach dem Krieg kümmern 
sich seine Eltern nicht mehr um ihn, er kommt in ein Heim. Seine Mutter besucht ihn in all den 
Jahren einmal. Im Heim wird er in den frühen fünfziger Jahren von den dort tätigen Erziehern/
Nonnen sexuell missbraucht und massiv geschlagen. Er wird oral und anal vergewaltigt. Er 
wehrt sich als Kind, versucht sich Hilfe zu holen, spricht die Leiterin an, doch keiner hilft ihm. 
Mit 15 Jahren flüchtet er aus dem Heim, wird von der Polizei gefasst und zurück gebracht 
und bestraft. Er beginnt eine Ausbildung als Landwirt arbeitet mehrere Jahre, geht dann zum 
Militär, wird dort im Nahkampf ausgebildet (“mir kann keiner was“). Er trainiert solange bis er 
der Stärkste ist. Auf diesem Niveau kann er sich lange halten. Er heiratet, doch seine Frau stirbt 
bei einem tragischen Unfall. Er kommt in eine schwere psychische Krise, wird in eine psychia-
trische Anstalt eingewiesen. Dort deutet er erstmalig vorsichtig seinen jahrelangen Missbrauch 
an. Der Arzt sagt ihm: “bevor er irgendetwas mit seiner Wut macht, solle er sich jemanden 
zum reden holen.“ Er verliert seinen Job und arbeitet jahrelang bis zur Rente im Sicherheits-
gewerbe.
Das Zitat des Arztes bringt ihn letztes Jahr im Alter von 74 Jahren in unsere Beratungsstelle. Er 
schämt sich noch heute, dass ihm so etwas passiert ist, obwohl er weiß, dass es Unrecht war. 
Er hat den Wunsch nach Ruhe und er will seine Lebensgeschichte erzählen.
Herr M. hat als Kind gespürt das ihm großes Unrecht angetan wurde. Die orale und anale 
Vergewaltigung ist für ihn die größtmögliche Erniedrigung gewesen. Er fühlt sich als Mann 
entmannt. Opfer sein heißt für ihn kein Mann zu sein. Er bekommt keine Hilfe und wird der 
Stärkste, um nie mehr schutzlos zu sein. Er kompensiert diese leidvolle Erfahrung mit einer 
übertriebenen Männlichkeit, auf die er im Alter nicht mehr zurückgreifen kann und  nicht mehr 
zurückgreifen will. Macht und Autorität misstraut er sein ganzes Leben.
Die Trennschärfe zwischen innerfamiliären sexuellen Missbrauch und außerfamiliären institu-
tionellen Missbrauch erlebt Herr M. nicht. Für ihn ist das Heim immer seine Familie gewesen, 
trotz der grauenvollen Erfahrungen.
In der Beratung ist er dabei, seine Mauer mehr und mehr abzubauen.
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C. Problembereiche

Soweit die Beispiel aus der Praxis, aus den unterschiedlichen Altersstufen mit ihren Folgen 
und Spätfolgen für männliche Betroffene. Welche weiteren Probleme haben die Jungen und 
Männer?
Die Verunsicherung und Verwirrung  der Sexualität, sowie Scham und Schuld haben wir vo-
rhin bereits im Beispielfall angesprochen.

Sucht als Ausweg ist ein häufiger Weg. Suchtverhalten erleben wir bei vielen Männern. Zum 
Teil treten erstmals in stationären Suchtkliniken Erinnerungen an den sexuellen Missbrauch auf. 

Viele Opfer spalten ihr Gefühl ab, um den seelischen Schmerz nicht erleben zu müssen. Bei 
Männern verstärkt dieses Abspalten des Gefühls generelle Schwierigkeiten Zugang zu ihren 
Gefühlen zu finden. Das bleibt eine wichtige Baustelle in der Beratung und Therapie.

Leistung:  Männer können durch Erfolge im Beruf, Sport, Freizeit ihren sexuellen Missbrauch 
verdrängen und oftmals ist er wirklich auch vergessen. Doch irgendwann häufig in der Mitte 
des Lebens, geschieht ein massiver Zusammenbruch dieser Erfolgswelt, dann kann sich die 
Krise erheblich ausweiten.

Aggressive Verarbeitung: Jungen tendieren bei Problemen eher aggressiv, Mädchen von der 
Tendenz weniger. Dies trifft auch für den Missbrauch zu.  Einige Opfer werden später auch 
zu Tätern, dies kann und darf jedoch nicht generalisiert werden, denn dann würden wir aus 
männlichen Opfern Täter machen. Und das kann und darf nicht sein.

Nähe/Zärtlichkeit: wenn missbrauchte Männer, eine Beziehung eingehen und auch Väter von 
Kindern werden, haben sie häufig große Schwierigkeiten und Angst ihren Kindern Zärtlichkeit, 
liebevolle Berührungen zukommen zu lassen. Sie sind verunsichert, was gute liebevolle Berüh-
rungen und was schädliche übergriffige Berührungen sind. 

D. Besonderheiten

Ich komme abschließend zu den Besonderheiten: Das Schutzbedürfnis von Jungen und Män-
nern wird zu selten anerkannt. Männer haben für Schutz zu sorgen. Dass sie selbst Schutz 
bedürfen, wird oftmals nicht gesehen. Diese Gegebenheit erschwert den Jungen und Männern 
den Zugang, Hilfe für sich in Anspruch zu nehmen.

Andere Interpretation: In unseren Lehrerfortbildungen stellen wir den LehrerInnen kurze Situa-
tionen vor, die diese dann einordnen sollen, ob es sich hierbei um einen  sexueller Missbrauch 
handelt oder nicht. Ein Beispiel:
“Die Mutter kontrolliert täglich den Penis des Zwölfjährigen auf Sauberkeit”. Nicht selten er-
leben wir Uneindeutigkeit bei den TeilnehmerInnen. Es wird diskutiert, ob es nicht wirkliche 
Gründe für das Verhalten der Mutter geben könnte. Wir konfrontieren dann die TeilnehmerIn-
nen mit der gegengeschlechtlichen Variante. Wie wäre es, wenn da stehen würde: “Der Vater 

kontrolliert täglich die Scheide der Zwölfjährigen auf Sauberkeit.” Bei dieser Variante ist man 
sich in der Regel einig. 

Worte/Sprechen: Über sich sehr persönlich zu reden, fällt immer noch vielen Männer nicht 
leicht. Und dann noch über den sexuellen Missbrauch zu reden, da fehlen die Worte für das 
erlebte Unaussprechliche.

Verharmlosung: Positiv ausgedrückt heißt dies: “ernst nehmen!” Wir sollten auf die Jungen 
besser schauen, um ihre Signale wahrzunehmen und zu verstehen. 

Hilfe holen: Viele Männer holen sich keine Hilfe, erst einmal wird es selbst probiert. Die 
Scham, die Versuche, die Symptome zu normalisieren, die Angst als schwach zu gelten, ver-
hindern dies. Oft erlebe ich es, dass die Partnerinnen unterstützen und anregen sich Hilfe zu 
holen.

E. Ausblick

Jungen fallen häufiger auf. Jungen haben scheinbar alles im Griff. Jungen wollen Männer 
werden und brauchen dabei Unterstützung und Vorbilder. Männer sollten Jungen auf ihrem 
Weg begleiten und unterstützen und ihnen die vielfältigen Wege der Männlichkeit zeigen.

Auch für die von sexuellem Missbrauch betroffenen Männer müssen die Angebote attraktiver 
gemacht werden. “Wie muss die Ansprache von betroffenen Männern aussehen? Welche män-
nerspezifischen Methoden gibt es dazu und wie sieht männerspezifische Traumatherapie aus?” 
Und wir brauchen für komplex traumatisierte bessere und längere Therapieangebote, dies gilt 
im Übrigen genauso für die betroffenen Frauen.

Lernen von anderen und von den Frauen. Frauen sind oftmals die ExpertInnen im Vernetzen 
und da können wir Männer von den Frauen lernen.

Wir haben zu wenige Männer, die im Bereich sexueller Missbrauch arbeiten und qualifiziert 
sind. Das gilt für Berater in Beratungsstellen, als auch für die ambulanten Psychotherapeuten.

Ich glaube, dass Mütter als Täterinnen und sexuelle Übergriffe in der homosexuellen Szene 
immer noch zu wenig Beachtung finden und noch eingehender betrachtet werden müssen.

Und zum Schluss die Forschung. In der männerspezifischen Forschung zum Thema „Sexueller 
Missbrauch“ hängen wir um Jahre zurück. Neue Erfahrungswerte und Denkanstöße werden 
benötigt.

Das sind viele und große Themen und einen kleinen Beitrag zu all dem wollen wir von Wen-
denpunkt e.V. mit unserem Fachtag „Jungen und Männer als Opfer sexualisierter Gewalt“ am 
09. Mai 2012 beitragen. 
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Opfer sexualisierter Gewalt vor Gericht
– Aus der Sicht der anwaltlichen Begleitung

Sonja Schlecht, Rechtsanwältin und Fachanwältin für 
Familienrecht, Berlin

Liebe Teilenehmerinnen, liebe Teilnehmer,

Mein Name ist Sonja Schlecht, seit 1992 bin ich als Rechtsanwältin in der Urbanstraße 94, 
10967 Berlin, insbesondere im Bereich der strafrechtlichen Nebenklage tätig. Im Laufe der Jah-
re erweiterte sich der Tätigkeitsschwerpunkt auf die Bereiche des Familien- und Lebenspartner-
schaftsrechts sowie des Erbrechts. Auch in diesen Bereichen ist häufig ein sexueller Missbrauch 
in der Kindheit der Betroffenen sowie das Erleben häuslicher Gewalt ein Thema. Besonders in 
familienrechtlichen Verfahren spielt es eine große Rolle. Während jedoch in den familienrecht-
lichen Verfahren die Betroffenen als direkte AnspruchstellerInnen bzw. AnspruchsgegnerInnen 
konkrete Einflussmöglichkeiten auf das prozessrechtliche Geschehen haben, ist diese Möglich-
keit in den strafrechtlichen Verfahren nur sehr eingeschränkt gegeben.

Die anwaltliche Tätigkeit in diesen Bereichen ist geprägt von dem „Spagat“, die Vorstellungen 
und Befähigungen der Betroffenen in Einklang zu bringen mit den Anforderungen, die auf ju-
ristischer Ebene an sie gestellt werden. Als Anwältin bin ich bemüht, eine psychisch zumeist 
stark beeinträchtigte Betroffene ohne weitere „Beschädigungen“ durch das jeweilige Verfahren 
zu führen und hierbei ein sachgerechtes und für die Betroffene bestmögliches Ergebnis zu 
erzielen.

Die zumeist stark traumatisierten Frauen sind verunsichert und misstrauisch. Die anwaltliche 
Beratung über mögliche Konsequenzen und Folgen eines Verfahrens löst mitunter neue, ganz 
erhebliche Ängste aus. Die Betroffenen geraten erneut an die Grenzen ihrer Belastbarkeit, 
insbesondere wenn sich die strengen Formalitäten juristischer Verfahren nicht mit den erneut 
auflebenden emotionalen Belastungen in Einklang bringen lassen.

In diesem Zusammenhang ist die Kooperation mit anderen Professionellen ungeheuer wichtig. 
Ich selbst arbeite in verschiedenen Fachrunden und Arbeitskreisen eng vernetzt mit Sozialpä-
dagogInnen, PsychologInnen und MitarbeiterInnen der Jugendämter. Die Aufzählung dieser 
Professionellen ist nicht abschließend, hinzu kommen MedizinerInnen und weitere Professio-
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nelle. Die Interdisziplinäre Zusammenarbeit benötigt eine bestmögliche Begleitung der Betrof-
fenen durch das jeweilige rechtliche Verfahren. Das Zurückgreifen auf diese nichtjuristischen 
Kompetenzen erleichtert meine Arbeit sehr.

Nur beispielhaft sei hier die Arbeitsgemeinschaft Recht bei Wildwasser Berlin, die Fachrunde 
Kinderschutz des Bezirksamtes Tempelhof-Schöneberg von Berlin sowie die Fachrunde gegen 
Zwangsheirat genannt. Nach meiner Erfahrung ist dennoch die juristische Begleitung allein 
nicht ausreichend, vielmehr ist auch regelmäßig die psychologische Unterstützung der Betrof-
fenen erforderlich.

Sowohl im familienrechtlichen als auch im strafrechtlichen Verfahren ist es erforderlich, die 
erlittene Gewalt „zu beweisen“. Gleichermaßen ist hier die anwaltliche Tätigkeit durch das 
Spannungsfeld zwischen den Rechten der von Gewalt Betroffenen und den Rechten der Ge-
walttäter. Die Anwältin/der Anwalt hat die schwierige Aufgabe, den Betroffenen zu vermitteln, 
warum die erhoffte „Gerechtigkeit“ oftmals nicht mit den prozessrechtlichen Vorschriften bzw. 
den „Rechten“ der übrigen Beteiligten zu vereinbaren ist.

Familienrechtliche Verfahren

Die familiäre Verbindung zum Täter (Ehe, Kinder, gemeinsamer Haushalt) werden in familien-
rechtlichen Verfahren behandelt. Dies erfolgt insbesondere unter Anwendung der Vorschriften 
des Gesetzes für die Verfahren in Familiensachen (FamFG) und des Gewaltschutzgesetzes 
(GewSchG). Nach dem Gewaltschutzgesetz richten sich in der Regel auch Kontaktverbote 
außerhalb familiärer Verbindungen bzw. gemeinsamer Haushalte.

Rechte der von Gewalt betroffenen Frauen, speziell in den soeben genannten Bereichen, wur-
den in den letzten Jahren erheblich verbessert, vorhandene Rechte z.T. verdeutlicht.

Die hohen Anforderungen für die Voraussetzungen für die Gewährung der genannten Ver-
günstigungen sind für die von Gewalt Betroffenen jedoch kaum nachvollziehbar. Dies führt 
dazu, dass sich die Betroffenen oftmals erneut hilflos und ohnmächtig fühlen. Durch die hohen 
Anforderungen an den Nachweis der erlittenen Gewalt wird ihnen häufig der Eindruck vermit-
telt, erneut zu versagen. 

Das Gewaltschutzgesetz trat zum 01.01.2002 in Kraft. Es regelt zum Beispiel den Erlass von 
Näherungsverboten sowie die Zuweisung der bisher gemeinsam genutzten Wohnung an die 
Geschädigte. Die für den Erlass einer derartigen gerichtlichen Regelung erforderliche Wieder-
holungsgefahr wird grundsätzlich vermutet. Die Zuweisung der Wohnung ist auch möglich, 
wenn es sich hierbei nicht um eine Ehewohnung handelt. Zum 01.09.2009 ist zudem das 
Gesetz über die Verfahren in Familiensache und in den Angelegenheiten der freiwilligen Ge-
richtsbarkeit, kurz FamFG, in Kraft getreten. Die Neuerungen sollen auch in diesem Gesetz 

den Schutz Betroffener von häuslicher Gewalt Rechnung tragen. Wie auch bei Anwendung 
des Gewaltschutzgesetztes ist auch für die im FamFG geregelten Schutznormen jedoch je-
weils der Nachweis der erlittenen Gewalt erforderlich. 

Die hohen Anforderungen an diese Nachweispflicht stoßen regelmäßig auf Unverständnis auf 
die Betroffenen. In zahlreichen Fällen gibt es weder neutrale Zeugen für die Gewalttätigkeiten, 
noch ärztliche Atteste zum Nachweis der erlittenen Verletzungen. Zudem werden zumeist kei-
ne Strafanzeigen erstatten, durch welche ebenfalls eine Dokumentation der erlittenen Gewalt 
möglich wäre.

So gilt weiterhin der Strengbeweis gemäß § 30 FamFG. Hiernach muss die erlittene Gewalt zur 
Überzeugung des Gerichts nachgewiesen werden. 

Eine Geheimhaltung der Anschrift der Betroffenen ist möglich. Es ist jedoch darauf zu achten, 
dass die Anschrift der Betroffenen nicht durch die der Gegenseite gewährten Akteneinsicht 
oder übrige Dokumente der Gegenseite mitgeteilt wird. Ich habe es erlebt, dass über das ge-
samte Verfahren hin die Anschrift der Betroffenen geheim gehalten werden konnte, jedoch in 
dem das Verfahren abschließenden Beschluss diese Anschrift dann gerichtlicherseits benannt 
wurde. Ein Umzug der Betroffenen war unvermeidbar. Meine Mandantin nahm jedoch Ab-
stand davon, die hierdurch entstandenen Kosten gerichtlicherseits geltend zu machen.

Des Weiteren ist gemäß § 33 FamFG die getrennte Anhörung der Beteiligten möglich. In der 
Regel ist hier durch die Vorlage ärztlicher Atteste oder psychologischer Stellungnahmen darzu-
legen, dass die Betroffene bei einer Anhörung in Beisein des Gewalttäters erneuten Schaden 
erleiden muss bzw. zu einer vollständigen Aussage nicht in der Lage sein wird. Die Anwen-
dung dieser Vorschrift wird von den einzelnen Gerichten sehr unterschiedlich gehandhabt. So 
haben mir Kolleginnen berichtet, eine getrennte Anhörung durchaus auch bei Vorlage von ent-
sprechenden Attesten nicht erreicht zu haben, andere konnten dies durchsetzen, sogar ohne 
jegliche professionelle Stellungnahme.

Die Beiordnung eines anwaltlichen Beistandes und die damit verbundene Kostenübernahme 
ist ebenfalls nicht immer gewährleistet. § 78 FamFG sieht vor, dass dies einer Einzelfallprü-
fung unterliegen soll. Dies bedeutet, dass nicht nur finanzielle Bedürftigkeit der Betroffenen 
gegeben sein muss, sondern auch eine Erfolgsaussicht ihres gestellten Antrages vorliegen soll. 
Zudem muss die Inanspruchnahme anwaltlicher Unterstützung „erforderlich“ sein für die Be-
troffene. Letzteres ist insbesondere problematisch, wenn die Betroffene vor der Inanspruch-
nahme anwaltlicher Unterstützung die Anträge bereits allein in der Rechtsantragsstelle des 
jeweiligen Gerichts gestellt hat. Auch hierzu liegen mir äußerst unterschiedliche richterliche 
Entscheidungen vor.
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Insbesondere die unterschiedliche Entscheidungspraxis der Familiengerichte hinsichtlich der 
getrennten Anhörung der Beteiligten sowie der Beiordnung inkl. Kostenübernahme eines 
Rechtsbeistandes lässt eine verbindliche Beratung der Betroffenen nicht zu. Die bestehende 
Unsicherheit, wie hier das erkennende Gericht entscheiden wird, verunsichert und ängstigt 
die Betroffenen zusätzlich. Obwohl ich selber hinsichtlich beider Problemkreise größtenteils 
positive Erfahrungen gemacht habe, höre ich jedoch von verschiedenen Kolleginnen äußerst 
problematische Berichte. Entsprechend vorsichtig muss hier dann auch die anwaltliche Bera-
tung ausfallen.

Minderjährige, sofern sie über 14 Jahre alt sind, können eine eigene Anwältin/Anwalt beauftra-
gen. Dies ist besonders relevant in Fällen drohender Zwangsverheiratung und auch körperli-
cher Misshandlungen. Diesen Fällen bietet die anwaltliche Unterstützung zusätzlichen wichti-
gen Beistand neben der Tätigkeit des – in der Regel – kooperierenden Jugendamtes.

Das in § 155 FamFG geregelte Beschleunigungsgebot stellt in Fällen häuslicher Gewalt ein wei-
teres Problem dar. Hiernach sollen kindschaftsrechtliche Verfahren vorrangig und beschleunigt 
bearbeitet werden. Es soll einen frühen ersten Termin innerhalb eines Monats geben, in dem 
die Kindeswohlgefährdung erörtert werden soll. Alle Beteiligten sollen persönlich angehört 
werden, das Jugendamt soll bereits berichten und eine Einigung wird seitens des Gerichts oft 
massiv angestrebt. Zudem wird den Beteiligten oftmals auferlegt, keinen weiteren Sachvortrag 
zu schildern, durch den die Situation verschärft werden könnte. Hierbei ist zu beachten, dass 
die Gerichte anhand der Antragsschrift oftmals keinerlei Informationen zu der Gewaltproble-
matik erhalten haben. Es ist daher unbedingt erforderlich, trotz des Hinweises weiteren Sach-
vortrag möglichst zu unterlassen, die konkrete Situation bei Gericht vorab zu schildern. Auch 
in diesem beschleunigten Verfahren sollten entsprechende Anträge auf getrennte Anhörung 
der Beteiligten etc. gestellt werden. 

Die oftmals einsetzende Panik bei den von Gewalt Betroffenen bei dem Gedanken an eine 
gemeinsame Anhörung mit dem Gewalttäter bei Gericht führt häufig dazu, dass diese kaum 
Angaben zu dem Erlebten machen können. 

Häufig fühlen sich die Betroffenen erheblich unter Druck gesetzt, da das Gericht bereits in 
einer ersten Anhörung den Erlass einer einstweiligen Anordnung prüfen muss, § 157 FamFG. 
Hier gilt es Ruhe zu bewahren und den betroffenen Frauen die weiterhin möglichen rechtli-
chen Schritte zu erläutern, insbesondere im Bereich des Umgangs wird zudem mit einem Sor-
gerechtsentzug gedroht. Auch hierdurch wird massiver Druck auf die Betroffenen ausgeübt. 
Insbesondere wenn die Betroffene mit den Kindern unter geheimer Anschrift lebt, sind ja sogar 
begleitete Umgänge höchst problematisch. Dies ist mitunter dem erkennenden Gericht nicht 
ohne Weiteres zu vermitteln. Hier ist auf psychologische Stellungnahmen der Mitarbeiterinnen 
der entsprechenden Beratungsstelle/Frauenhauses zurückzugreifen. 

Insgesamt sind die Frauen durch derartige Verfahren stark belastet. Allein anwaltliche Unter-
stützung ist hier selbstverständlich kaum ausreichend. Auch für mich als Juristin ist es extrem 
wichtig, mit den zuständigen Beraterinnen der Betroffenen kooperieren zu können. Diese Ko-
operation wirkt sich meines Erachtens in beide Richtungen äußerst fruchtbar aus.

Strafverfahren

Die Erstattung einer Strafanzeige führt zur Einleitung strafrechtlicher Verfahren. Während in 
den oben genannten zivilrechtlichen Verfahren die Betroffene als direkte Verfahrensbeteiligte 
verschiedene Gestaltungsmöglichkeiten innehat, zielt die Einleitung eines strafrechtlichen Er-
mittlungsverfahren letzten Endes ausschließlich auf eine Sanktionierung hin.

Die Möglichkeit, als von Gewalt Betroffene im strafrechtlichen Verfahren als Nebenklägerin 
aufzutreten ist in den §§ 395 ff. StPO geregelt. Hierdurch wurde eine gewisse Erleichterung für 
die von Gewalt Betroffenen geschaffen, indem durch Möglichkeit einer Akteneinsicht sowie 
des Stellens eigener Anträge zumindest in geringem Maße Einfluss auf den Verfahrensgang 
genommen werden kann. Problematisch ist jedoch, dass die Kostenübernahme für die Hinzu-
ziehung anwaltlichen Beistandes nicht in jedem Fall vorgesehen ist.

Eine von der finanziellen Situation der Betroffenen unabhängige Kostenübernahme ist grund-
sätzlich im Bereich der Sexualstraftaten vorgesehen, sofern die Betroffene bei Antragstellung 
unter 18 Jahre alt ist. Durch das Gesetz zur Stärkung der Rechte von Opfern sexuellen Miss-
brauchs – STORMG – soll dies vom Alter her unbegrenzt möglich sein. Hieran ist problema-
tisch, dass sowohl bei den oft als einfache Körperverletzungen eingestuften Gewalttätigkeiten 
im häuslichen Bereich sowie bei Erfüllung der Tatbestände der Bedrohung und des Stalkings 
häufig keine Kostenübernahmen für die anwaltliche Unterstützung durch die Justizkasse er-
folgen. Die Gerichte halten hier in der Regel die Hinzuziehung eines anwaltlichen Beistandes 
für nicht erforderlich, was kaum nachvollziehbar ist. Insbesondere durch derartige Straftaten 
sind die Betroffenen psychisch durch das Erlebte stark belastet, was jedoch zumeist kaum auf 
Verständnis stößt. Hinzu kommt, dass derartige Verfahren häufig eingestellt werden, so dass 
die Beiordnung eines anwaltlichen Beistandes für nicht erforderlich gehalten wird. 

Mit dem Inkrafttreten des STORMG soll es weitere Verbesserungen für die Position der Be-
troffenen geben. So sollen durch Videoaufzeichnungen Mehrfachvernehmungen der Betrof-
fenen vermieden werden. Des Weiteren soll insbesondere im Bereich der Sexualstraftaten 
eine 30-jährige Verjährungsfrist mit Beginn ab Vollendung des 21. Lebensjahres in Kraft treten. 
Des Weiteren sollen zukünftig vorrangig Landgerichte, im Bereich des Kindesmissbrauches 
Jugendschutzkammern, zuständig sein, was die bei Verfahren vor den Amtsgerichten mögliche 
Berufungseinlegung verhindern wird. Zudem sollen Kosten für anwaltlichen Beistand auch für 
Zeuginnen über 18 Jahren durch die Justizkasse erfolgen.
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Falldarstellung

Während insbesondere in den familienrechtlichen Verfahren die Betroffenen als direkte An-
spruchstellerInnen bzw. AnspruchsgegnerInnen konkrete Einflussmöglichkeiten auf das pro-
zessrechtliche Geschehen haben, ist diese Möglichkeit in den strafrechtlichen Verfahren nur 
sehr eingeschränkt gegeben. Der hier nun vorzustellende Sachverhalt macht die schwierige 
Situation der Betroffenen in nahezu klassischer Weise deutlich: 

Die Betroffene war in ihrer Jugend durch den Lebensgefährten ihrer Mutter auf massivste 
Weise über Jahre hinweg sexuell missbraucht worden. Erst nachdem sie selber den Haushalt 
ihrer Mutter und des Lebensgefährten verlassen hatte, sowie auch ihre Mutter sich vom Täter 
getrennt hatte, wagte sie es, ihre Mutter über den erlebten sexuellen Missbrauch in Kenntnis 
zu setzen. Dies geschah zu Beginn des Jahres 2008. Auf Druck ihrer Umwelt und auch um 
die eigene Mutter von der Richtigkeit ihrer Erzählungen zu überzeugen erstattete sie im Früh-
jahr des Jahres 2008 Strafanzeige. Zu diesem Zeitpunkt waren bereits einige Jahre seit dem 
letzten Übergriff verstrichen. Eventuelle Schmerzensgeld- und Schadensersatzansprüche aus 
zivilrechtlicher Sicht waren bereits verjährt. 

Zum Zeitpunkt ihrer Anzeigeerstattung befand sich die spätere Nebenklägerin weder in the-
rapeutischer noch rechtlicher Beratung. Sie konnte daher nicht einschätzen, was mit dieser 
Anzeigeerstattung tatsächlich auf sie zukommen würde und ging davon aus, dass ihr jedenfalls 
„Gerechtigkeit“ widerfahren würde. Nicht vorstellbar war für sie jedoch das nun folgende jah-
relange Prozedere zur „Wahrheitsfindung“.

Auf die Anzeigeerstattung seitens der Betroffenen im Frühling 2008 hin wurde ein entspre-
chendes strafrechtliches Ermittlungsverfahren gegen den Täter wegen des mehrfachen se-
xuellen Missbrauchs einer Schutzbefohlenen eingeleitet. Die Betroffene suchte sodann die 
Unterzeichnende zur rechtlichen Beratung auf und beauftragte diese mit ihrer anwaltlichen 
Vertretung. Obwohl hierdurch die juristischen Möglichkeiten der Nebenklägerin durch die 
Möglichkeiten der Akteneinsicht, eines eigenen Fragerechts sowie die Berechtigung eigenen 
Anträge zu stellen, weitestgehend ausgeschöpft wurden, wurde doch die erhebliche Diskre-
panz zwischen der Intention des Gesetzgebers, zum einen die Rechte der Betroffenen, zum 
anderen die Rechte des Täters zu wahren, überaus deutlich. 

Die prozessrechtlich verankerte Position des Täters ist trotz erheblicher Fortschritte zum Schutz 
der Betroffenen eine weitaus bessere als die der Nebenklägerin. Die anwaltliche Tätigkeit als 
Nebenklagevertreterin besteht zu einem Großteil darin, die Rechte einer immerhin psychisch 
erheblich beeinträchtigten Nebenklägerin soweit und in für sie verständlicher Weise wahrzu-
nehmen, als das sie das prozessrechtliche Geschehen zumindest einigermaßen nachvollziehen 
und akzeptieren kann. Dennoch muss bei der Nebenklägerin ein Gefühl der Ohnmacht und 
Hilflosigkeit in dieser Situation verbleiben. Die Rechte des angeklagten Täters sind gegenüber 
der betroffenen NebenklägerInnen weitaus gewichtiger. 

Der Werdegang des weiteren Verfahrens brachte die Nebenklägerin immer wieder in die Situ-
ation, gegen die unzutreffenden und verwirrenden Schutzbehauptungen des Täters angehen 
zu müssen. So ergaben sich bereits im strafrechtlichen Ermittlungsverfahren aus den Angaben 
der Nebenklägerin und den Schutzbehauptungen des Täters erhebliche Widersprüche. Die 
Nebenklägerin musste im Beisein ihrer Nebenklagevertreterin staatsanwaltschaftlich zu die-
sen „Widersprüchen“ vernommen werden. Die vernehmende Staatsanwältin fand kaum die 
Muße, die Nebenklägerin angemessen zu begrüßen. Vielmehr setzte die vernehmende Staats-
anwältin die Nebenklägerin in äußerst knapper und unfreundlicher Weise darüber in Kenntnis, 
dass die Akte voller Widersprüche sei und es nun zu klären gelte, wer hier die Wahrheit sagen 
würde. Unterbrochen wurde die staatsanwaltschaftliche Vernehmung durch verschiedene Te-
lefonanrufe, die die vernehmende Staatsanwältin entgegen nahm.

Erst nach einiger Zeit, als auch für die vernehmende Staatsanwältin offensichtlich wurde, in 
welcher schlechter psychischer Verfassung die Nebenklägerin befand, wurde der Ton freundli-
cher und verständnisvoller. Es galt hier zeitliche Unstimmigkeiten, für einen sieben bis acht Jah-
re zurückliegenden Zeitraum aufzuklären, sowie Missbrauchshandlungen die sich über Jahre 
hinweg regelmäßig und fast wöchentlich abgespielt hatten detailliert zu schildern. Die Neben-
klägerin, die die Erlebnisse noch in keinster Weise aufgearbeitet hatte, musste den Eindruck er-
langen, hier eine völlig „unzureichende Leistung“ abgeliefert zu haben. Dennoch gelangte die 
vernehmende Staatsanwältin während dieser Vernehmung offensichtlich zu der Einschätzung, 
dass die Schilderungen der Betroffenen der Wahrheit entsprachen. Sie fertigte eine Anklage an, 
innerhalb derer dem Täter immerhin ein sexueller Missbrauch Schutzbefohlener in vier Fällen 
vorgeworfen wurde. Der Reduzierung des Tatvorwurfes auf nur vier Fälle ergab sich aus dem 
Umstand, dass die Betroffene die zahlreichen Übergriffe nicht genau nach Tatzeit/Tatort und 
Vorgehensweise schildern konnte.

Für die Betroffene war diese geringe Zahl der angeklagten Taten keinesfalls nachvollziehbar. 
Im Februar 2010, nahezu zwei Jahre nach Anzeigeerstattung, fand ein erster Termin zur Haupt-
verhandlung vor dem Strafgericht statt. Innerhalb dieser Hauptverhandlung musste die Neben-
klägerin die sexuellen Übergriffe durch den Angeklagten detailliert schildern sowie Rede und 
Antwort zu eigenem „Fehlverhalten“ aus ihrer Jugendzeit stehen. Die Nebenklägerin war nahe 
einem psychischen Zusammenbruch, was lediglich durch die intensive Betreuung durch eine 
Zeugenbegleiterin sowie ihrer Beraterin bei Wildwasser aufgefangen werden konnte.

Nach der stundenlangen und quälenden Befragung der Betroffenen ergab sich durch die Be-
fragung weiterer Zeugen ein Hinweis auf eine mögliche suggestive Beeinflussung im Rahmen 
der Aufdeckung des erlebten sexuellen Missbrauchs. Ergebnis hiervon war die Entscheidung 
des Gerichts, dass nunmehr ein aussagepsychologisches Sachverständigengutachten über die 
Glaubhaftigkeit der Betroffenen eingeholt werden müsse. Eine für die Betroffene kaum nach-
vollziehbare Entwicklung des Verfahrens. 

Die Sachverständige stellte in ihrem im Oktober 2010 vorgelegten aussagepsychologischen 
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Gutachten fest, das „auf dem derzeitigen Erkenntnisstand aus aussagepsychologischer Per-
spektive davon auszugehen ist, dass die Darstellung auf einen tatsächlichen Erlebnisbezug 
basiert“. Das Gutachten ging also von der Glaubhaftigkeit der Aussagen der Betroffenen aus. 
Im Juni 2011, drei Jahre nach Anzeigeerstattung, fand erneut eine strafrechtliche Hauptverhand-
lung statt. Die Betroffene hatte sich im Laufe des zurückliegenden Jahres stabilisieren können 
und einen größeren Abstand zu dem erlebten Missbrauch finden können. Sie hatte das Erlebte 
weitestgehend verdrängt. Ihre Vernehmung in der Hauptverhandlung begann nahezu mit der 
Aufforderung seitens des Gerichts, die Wasserflasche vom Tisch zu nehmen sowie mit einer 
Befragung nach ihrem eigenen „Fehlverhalten“ in ihrer Jugendzeit. Die Nebenklägerin reagier-
te hierauf entsprechend verunsichert. Sie war infolge eines „Black out“ kaum noch in der Lage, 
die erlebten Missbrauchshandlungen zu beschreiben. Im Laufe der Vernehmung wurde der 
Tonfall der befragenden Vertreterin der Staatsanwaltschaft immer unfreundlicher und gipfelte 
schließlich darin, dass sie unter anderem mit „Frollein“ und „du“ angesprochen wurde. Diesen 
„Ausrutschern“ seitens der Staatsanwältin konnte auch durch die folgende zugewandtere und 
verständnisvollere Befragung weiterer Verfahrensbeteiligter nicht ausgeglichen werden. Bei der 
Nebenklägerin verblieb der Eindruck offensichtlich völlig „versagt“ zu haben, was ihre innere 
Blockade weiter verstärkte. 

Glücklicherweise konnte das Verfahren an diesem Tage aus zeitlichen Gründen nicht fortge-
führt werden, so dass die Hauptverhandlung unterbrochen werden musste. Im Fortsetzungs-
termin sollte die Sachverständige ihr Gutachten erstatten sowie plädiert und geurteilt werden. 
Die Sachverständige revidierte ihre ursprünglich positive Einschätzung teilweise aufgrund der 
Aussage der Betroffenen im Hauptverhandlungstermin zuvor. Sie war von der Glaubhaftigkeit 
der Angaben der Nebenklägerin nicht mehr vollends überzeugt. 

Die Sitzungsvertreterin der Staatsanwaltschaft plädierte auf Verurteilung hinsichtlich einer der 
angeklagten Fälle, auf Freispruch hinsichtlich der drei weiteren angeklagten Tatvorwürfe. 
Die Verteidigung plädierte auf Freispruch. Nach Beratung befand das Gericht den Angeklagten 
wegen eines der ihm vorgeworfenen Fälle für schuldig und verurteilte ihn zu einer Freiheits-
strafe von sechs Monaten, die jedoch zur Bewährung ausgesetzt wurde. Wegen der übrigen 
Tatvorwürfe aus der Anklage wurde der Angeklagte freigesprochen. Dem Angeklagten wurden 
des Weiteren die Kosten des Verfahrens auferlegt. 

In seiner Urteilsbegründung führte das Gericht sehr deutlich aus, dass es grundsätzlich den 
Angaben der Nebenklägerin in vollem Umfang Glauben geschenkt habe. Einzig und allein 
aufgrund eines „Mangels an Beweisen“ erfolge der Freispruch hinsichtlich der drei weiteren 
angeklagten Taten. Das Gericht machte deutlich, dass nach dessen Einschätzung der sexuelle 
Missbrauch in zahlreichen Fällen und unter erheblicher Ausnutzung der Abhängigkeit der Ne-
benklägerin vom Angeklagten erfolgt sei. Die Verurteilung wurde rechtskräftig.

Inwieweit dieses Urteil für die Nebenklägerin die gewünschte „Gerechtigkeit“ herbeiführt, 
bleibt dahingestellt. Fest steht jedoch, dass dieser jahrelange und schwierige Verfahrensgang 

für sie eine erhebliche zusätzliche Belastung darstellte. Die Nebenklagevertreterin steht vor 
der geradezu unlösbaren Aufgabe, zu vermitteln, warum die von der Betroffenen gewünschte 
Gerechtigkeit oftmals nicht mit den prozessrechtlichen Vorschriften zu vereinbaren ist. Nicht 
vorstellbar ist, wie sich die Situation für Betroffene gestaltet, die weder anwaltliche noch psy-
chologische Unterstützung in einer derartigen Situation in Anspruch nehmen. Trotz verschie-
denster, wesentlicher Veränderungen im Bereich des so genannten Opferschutzes wird die 
Situation den Betroffenen bis heute leider oftmals nicht gerecht. 

Es bleibt zu hoffen, dass zukünftig hier noch weitere Verbesserungen erreicht werden. Wie 
am vorliegenden Beispiel deutlich wurde, werden die Täter sozusagen durch eine derart lange 
Verfahrensdauer, verbunden mit mehrfachen, zum Teil sehr unsensiblen Befragungen der Be-
troffenen, indirekt zu einem „Schutz“ des Angeklagten. Eine kürzere Verfahrensdauer sowie 
eine situationsgerechtere Befragung der Betroffenen würden zu einer wesentlichen Verbesse-
rung der Situation herbeiführen, ohne die Rechte des Angeklagten auf ein faires Verfahren zu 
beeinträchtigen. 
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Stereotype Urteile über Opfer 
sexueller Gewalt

Prof. Dr. Barbara Krahé, 
Universität Potsdam, Department Psychologie

Ausgangslage

• Große Diskrepanzen zwischen der Zahl der angezeigten Vergewaltigungen und den 
Ergebnissen von Kriminalitätsbefragungen

• Repräsentativbefragung von 10.264 Frauen im Jahr 2003 (Müller & Schröttle, 2004): 
 -  13% hatten seit dem 16. Lebensjahr sexuelle Gewalterfahrung lt. strafrechtlicher 
        Definition gemacht
• Geringe Anzeigebereitschaft
 -  Nur 8% der betroffenen Frauen erstatteten Anzeige
• Hohe Schwundquoten bei der strafrechtlichen Verfolgung von Vergewaltigungsdelikten

Einige internationale Zahlen: 

Prozentsatz der Verurteilungen an den angezeigten Fällen für 2006

Land Verurteilungsrate

Italien 27%

Frankreich 25%

Schweiz 18%

Österreich 17%

Deutschland 13%

Portugal 12%

Schweden 10%

England und Wales 6%

Quelle: Lovett & Kelly, 2009
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Ist Vergewaltigung ein spezieller Fall? Polizeiliche Kriminalstatistik 2000-2007

Fälle pro 100.000 2000 2001 2003 2007
% Veränderung 
2000-2007

Vergewaltigung Tatverdächtige 7.2 7.7 8.8 8 + 11.1

Verurteilungen 2.7 1.5 1.6 1.4 - 48.1

Körperverletzung Tatverdächtige 448 464 519 593 + 32.3

Verurteilungen 71 73 82 102 + 43.6

Raub Tatverdächtige 47 46 47 44 - 6.8

Verurteilungen 13 13 13 13 0

Quelle: European Sourcebook of Crime and Criminal Justice Statistics, 3. Aufl. 2006 und 4. 
Aufl. (Aebi et al., 2006; 2010)

Die juristische Definition (§ 177 StGB)

Wer eine andere Person
1. mit Gewalt, 
2. durch Drohung mit gegenwärtiger Gefahr für Leib oder Leben oder  
3. unter Ausnutzung einer Lage, in der das Opfer der Einwirkung des Täters schutzlos ausge-

liefert ist, 
nötigt, sexuelle Handlungen des Täters oder eines Dritten an sich zu dulden oder an dem Täter 
oder einem Dritten vorzunehmen, wird mit Freiheitsstrafe nicht unter einem Jahr bestraft.
In besonders schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe nicht unter zwei Jahren. Ein be-
sonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn 
1. der Täter mit dem Opfer den Beischlaf vollzieht oder ähnliche sexuelle Handlungen an 

dem Opfer vornimmt oder an sich von ihm vornehmen lässt, die dieses besonders ernied-
rigen, insbesondere, wenn sie mit einem Eindringen in den Körper verbunden sind (Verge-
waltigung), oder 

2. die Tat von mehreren gemeinschaftlich begangen wird.

Gesellschaftliche Vorstellungen über Vergewaltigung

• Das Stereotyp der „echten“ Vergewaltigung
• Vergewaltigungsmythen

Das Stereotyp der „echten“ Vergewaltigung

• Fremder Täter
• Angriff bei Nacht und im Freien
• Einsatz oder Androhung körperlicher Gewalt
• Aktive Gegenwehr des Opfers
• Sofortige Anzeige
• Verletzungen oder andere Spuren

Fälle, die von diesem Muster abweichen, werden nicht als „echte“ Vergewaltigungen gesehen 
– oft auch nicht aus der Sicht der Opfer!

Die Wirklichkeit sieht anders aus:

Vergewaltigungsmythen

“Beschreibende oder wertende Aussagen über sexuelle Gewalt (ihre Gründe, Erscheinungsfor-
men und Umstände), die dazu dienen, sexuelle Aggression von Männern gegenüber Frauen zu 
leugnen, herunter zu spielen oder zu rechtfertigen.” (Gerger et al., 2007)
Beispielaussagen:
Viele Frauen neigen dazu, eine nett gemeinte Geste zum „sexuellen Übergriff“ hochzuspielen.
Frauen zieren sich gerne. Das bedeutet nicht, dass sie keinen Sex wollen.
Frauen bezichtigen Männer häufiger der Vergewaltigung in der Ehe, um sich für eine gescheit-
erte Beziehung zu rächen.

Einfluss von Stereotypen und Vergewaltigungsmythen

Zwei grundlegende Arten der Informationsverarbeitung:
• Datengesteuert: Man beurteilt einen Sachverhalt aufgrund genauer Prüfung der vorhan-

denen Informationen.
 - Aufwändig, nur möglich, wenn genügend Informationen vorhanden sind
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 - Immer dann, wenn Genauigkeit und Richtigkeit der Schlussfolgerungen wichtig ist.
• Schemagesteuert: Man beurteilt einen Sachverhalt auf der Basis vorgefertigter Überzeugun-

gen („Schemata“).
 - Schnell und effizient, vor allem, wenn wenig Informationen vorhanden.
 - Immer dann, wenn man nicht mehr Informationen hat oder wenn auch „pi mal Daumen“
   ausreicht.

Informationsverarbeitung bei juristischen Entscheidungen

• Norm: Juristische Entscheidungen müssen datengesteuert sein: die strafrechtliche Entsche-
idung basiert auf der Würdigung des Einzelfalls.

• Wirklichkeit: Die an der Urteilsfindung beteiligten Personen (Experten wie Laien) verfügen 
über vorgefertigte Schemata über das Delikt sowie Täter, Opfer und Umstände des typ-
ischen Falles.

• Wenn diese vorgefertigten Meinungen Urteile über Einzelfälle beeinflussen, stellen sie im 
Sinne der normativen Vorgaben Störvariablen dar und können zur Urteilsverzerrungen füh-
ren.

Erfassung des Einflusses von Stereotypen und Vergewaltigungsmythen

• Analyse von Ermittlungsakten und Interviews mit Ermittlern:  Fälle, die dem Stereotyp der 
„echten“ Vergewaltigung entsprechen, kommen eher zu Anklage.

 - Vorteil: reale Fälle
 - Nachteil: große Unterschiede zwischen den Fällen erschweren den Vergleich
• Simulationsstudien: Beurteilung fiktiver Fälle
 - Nachteil: weniger detailgenau, keine Konsequenzen
 - Vorteil: Fallmerkmale können konstant gehalten oder systematisch variiert werden.

Unser Forschungsprogramm

• Kernannahme: Bei der Beurteilung von Vergewaltigungsfällen werden die Urteile vom Ste-
reotyp der „echten“ Vergewaltigung und von Vergewaltigungsmythen beeinflusst.

• In Fällen, die vom Stereotyp der „echten“ Vergewaltigung abweichen, wird die Schuld des 
Täters als weniger wahrscheinlich und die Mitschuld des Opfers als höher eingeschätzt.

• Personen beurteilen ein und dasselbe Fallgeschehen unterschiedlich, je nachdem, wie stark 
sie an Vergewaltigungsmythen glauben.

Methodisches Vorgehen

• Verwendung von fiktiven Fallbeschreibungen („Szenarien“)
 - Konstant in jedem Fall: Klare Nicht-Einwilligung des Opfers
 - Variiert: Bekanntschaftsgrad zwischen Opfer und Täter
 - Variiert: Strategie des Täters -> Körperliche Bedrohung vs. Ausnutzen der Widerstandsun-
    fähigkeit des Opfers aufgrund von Alkohol
 - Gemessen: Individuelle Unterschiede in der  Zustimmung zu Vergewaltigungsmythen

Schwerpunkte des Vortrags

• Sind auch professionelle JuristInnen  in ihren Urteilen von Vergewaltigungsmythen beein-
flusst?

 - Studie 1: GerichtsreferendarInnen
 - Studie 2: Exkurs: Ist Vergewaltigung ein spezieller Fall?
 - Studie 3: Erfahrene RechtsanwältInnen

Studie 1: GerichtsreferendarInnen

(Krahé et al., 2008)

• 129 TeilnehmerInnen (49 Frauen) erhielten 6 fiktive Fallschilderungen
 - 3 Beziehungskonstellationen: Täter ist Fremder, Bekannter, Ex-Partner
 - 2 Strategien: Körperliche Bedrohung und Ausnutzung der Alkoholisierung des Opfers
• Eine Gruppe erhielt zuvor die strafrechtliche Definition von Vergewaltigung nach § 177 

StGB, die andere nicht.
• Außerdem gemessen: Vergewaltigungsmythenakzeptanz der TeilnehmerInnen
 - Zustimmung zu 16 Aussagen, z.B. Frauen bezichtigen Männer häufiger der Vergewalti-
   gung in der Ehe, um sich für eine gescheiterte Beziehung zu rächen.
• Wie wirken sich diese Variablen aus auf:
 - Einschätzung der strafrechtlichen Verantwortung des Angeklagten (Skala von 1-7)
 - Einschätzung der Mitschuld der Frau (Skala von 1-7)

Beurteilung der Täterverantwortung

Je enger die Vorbeziehung zwischen 
Täter und Opfer, desto geringer die 
dem Täter zugeschriebene Verant-
wortung.

Wenn der Täter die Alkoholi-
sierung des  Opfers ausnutzt, 
wird ihm signifikant weniger 
Verantwortung zugeschrieben 
als wenn er körperliche Gewalt 
einsetzt. 
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Beurteilung der Opfermitschuld

Vergewaltigungsmythenakzeptanz, Täterverantwortung und Opfermitschuld

Je stärker die TeilnehmerInnen Vergewaltigungsmythen für wahr halten, desto weniger Verant-
wortung weisen sie dem Täter zu (linke Abb.) und desto mehr Mitschuld sehen sie beim Opfer 
(recht Abb.). 

Weitere Ergebnisse

• Kein Effekt der Präsentation des § 177 StGB vor der Falldarbietung: diejenigen, die zuvor 
den Paragraphen aus dem StGB gelesen hatten, unterschieden sich in der Einschätzung von 
Täter- und Opferverantwortung nicht von denjenigen, die keinen Gesetzestext bekommen 
hatten.

 - Spricht gegen die Annahme, der Einfluss der Stereotype basiere auf mangelndem Wissen 
   bezüglich der juristischen Definition
• Keine Geschlechtsunterschiede bei der Einschätzung von Täterverantwortung und Opfer-

mitschuld
• Aber: Männer in der Gruppe mit hoher VMA überrepräsentiert
 - Indirekter Geschlechtseffekt

Studie 2: Vergleich Vergewaltigung und Raub (Bieneck & Krahé, 2011)

Ob der Täter Gewalt einsetzt oder die Alkoholisierung des Opfers ausnutzt, beeinflusst die 
Beurteilung von Täterverantwortung und Opfermitschuld  nur bei Vergewaltigungsfällen, nicht 
bei Raubdelikten. Daraus folgt: Schemagesteuerte Informationsverarbeitung spielt bei Verge-
waltigung eine größere Rolle.

Vergleich Vergewaltigung und Raub (Bieneck & Krahé, 2011)

Ob es eine Vorbeziehung zwischen Opfer und Täter gab, beeinflusst die Beurteilung von 
Täterverantwortung und Opfermitschuld  nur bei Vergewaltigungsfällen, nicht bei Raubdelik-

Je enger die Vorbeziehung zwischen 
Täter und Opfer, desto höher die dem 
Opfer zugeschriebene Mitverantwor-
tung.

Wenn der Täter die Alkoholisierung des 
Opfers ausnutzt, wird dem Opfer signifi-
kant mehr Verantwortung zugeschrieben 
als wenn der Täter körperliche Gewalt 
einsetzt. 
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ten. Daraus folgt: Schemagesteuerte Informationsverarbeitung spielt bei Vergewaltigung eine 
größere Rolle.

Studie 3: 122 erfahrene RechtsanwältInnen (darunter 28 Frauen)

• Durchschnittliches Alter: 43 Jahre
• Durchschnittliche Berufserfahrung: 13 Jahre
• Rahmen: Antrag auf Prozesskostenhilfe für mittellose Mandantin bei Schadensersatz-
klage im Zivilrecht
 -> Arbeitsleistung der AnwältInnen bei ungewisser Erfolgslage
• § 114 Zivilprozessordnung:
 Eine Partei, die nach ihren persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnissen die Kosten 
der Prozessführung nicht, nur zum Teil oder nur in Raten aufbringen kann, erhält auf Antrag 
Prozesskostenhilfe, wenn die beabsichtigte Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung hin-
reichende Aussicht auf Erfolg bietet und nicht mutwillig erscheint.

Studie 3 - Methode

• Vier fiktive Fälle, die Vergewaltigungsmythen „bedienen“
• 2 Bekannte, 2 Ex-Partner
• In zwei Fällen trinken beide, in zwei Fällen nur das Opfer
• Gemessen: Vergewaltigungsmythenakzeptanz
• Kritische abhängige Variable: Engagement für den Fall 
 - Zusammengesetzt aus verschiedenen Aspekten, z.B. 
  · Plausibilität der Opferschilderung,
  · Einschätzung der Erfolgsaussichten, 
  · Höhe des für angemessen erachteten Schmerzensgeldes 

Studie 3 - Ergebnisse

• Kein Geschlechtsunterschied und kein Zusammenhang mit der Berufserfahrung. 
• Unterschiedliche Alkoholkonstellationen haben keinen Effekt.
• In allen vier Fällen schlagen sich Unterschiede in der Vergewaltigungsmythenakzeptanz 
auf das Engagement für den Fall nieder: Je höher die Zustimmung zu Vergewaltigungsmythen, 
desto geringer das Engagement für den Fall.

Von den TeilnehmerInnen, die ein hohes Engagement für den Fall zeigen, fallen signifikant 
mehr in die Gruppe mit niedriger Vergewaltigungsmythenakzeptanz (weiße Balken) als in die 
Gruppe mit hoher Vergewaltungsmythenakzeptanz (graue Balken).

* % der TeilnehmerInnen mit hohem Engagement für den Fall in Abhängigkeit von Unterschie-
den in der Vergewaltigungsmythenakzeptanz. 

Zusammenfassung

• Trotz Vorliegen der Definitionsmerkmale einer Vergewaltigung (klare Nichteinwilligung des 
Opfers, Einsatz/Androhung von Gewalt oder Ausnutzen der schutzlosen Lage), wurden ju-
ristische ExpertInnen in ihren Urteilen durch stereotype Vorstellungen über Vergewaltigung 
beeinflusst.

• Dem Täter wurde weniger und dem Opfer mehr Verantwortung zugeschrieben, wenn …
 - es eine vorherige Bekanntschafts- oder Partnerschaftsbeziehung zwischen beiden gab,
 - der Täter die Alkoholisierung des Opfers ausnutzte statt körperliche Gewalt einzusetzen
• Hintergrundinformationen über Täter-Opfer-Beziehung und eingesetzte Strategie des Täters 

spielen speziell bei der Beurteilung von Vergewaltigungsfällen eine Rolle, nicht z.B. bei 
Raub.

• Individuelle Unterschiede in der Zustimmung zu Vergewaltigungsmythen beeinflussen die 
Verantwortungszuschreibungen an Täter und Opfer.

• Erfahrene Rechtsanwälte lassen sich in ihrem Engagement (für fiktive Fälle) von Vergewalti-
gungsmythen leiten.

Grenzen und Einschränkungen

• Verwendung fiktiver Fallbeschreibungen
• Urteile sind nicht mit Konsequenzen verbunden
• Frage der Übertragbarkeit auf reale Entscheidungssituationen offen
ABER
• Experimentelles Vorgehen biete die Möglichkeit, Fallmerkmale konstant zuhalten und nur 

die interessierenden Aspekte (Täter-Strategie. Täter-Opfer-Beziehung) zu variieren. 

Was ist zu tun?

• Entkräftung von Vergewaltigungsmythen als Gesellschaftliche Aufgabe
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• Frühzeitige Aufklärung -> Sexualkundeunterricht
• Aufbrechen des stillschweigenden Konsens -> Beeinflussung sozialer Normen
• Thematisierung der Problematik in Aus- und Fortbildung 
• Verbesserung des Opferschutzes

Wichtiges Feld für die interdisziplinäre Zusammenarbeit von PsychologInnen und Rechtswis-
senschaftlerInnen und für die Zusammenarbeit von Wissenschaft und Praxis

Dank an:
Prof. Jennifer Temkin an der University of Sussex, Großbritannien
Dr. Steffen Bieneck, jetzt am Kriminologischen Forschungsinstitut Niedersachsen e.V.
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Literatur:
Aebi, M. F. et al. (2006). European Sourcebook of Crime and Criminal Justice Statistics -3rd ed. Online abrufbar: 
http://europeansourcebook.org/esb3_Full.pdf. 

Aebi, M. F. et al., (2010). European Sourcebook of Crime and Criminal Justice Statistics – 4th ed. Online 
abrufbar: http://europeansourcebook.org/ob285_full.pdf.  

Bieneck, S, & Krahé, B. (2011). Blaming the victim and exonerating the perpetrator in cases of rape and robbery: 
Is there a double standard? Journal of Interpersonal Violence, 26, 1785-1797.

Gerger, H., Kley, H., Bohner, G., & Siebler, F. (2007). The Acceptance of Modern Myths About Sexual Aggres-
sion (AMMSA) scale: Development and validation in German and English. Aggressive Behavior, 33, 422-440.

Krahé, B., Temkin, J., Bieneck, S., & Berger, A. (2008). Prospective lawyers’ rape stereotypes and schematic 
decision-making about rape cases. Psychology, Crime & Law, 14, 461-479. 

Krahé, B., & Werner, S. (2010). Stereotype Vorstellungen über Vergewaltigung als Prädiktoren der Beurteilung 
von Vergewaltigungsdelikten durch RechtsanwältInnen (in Vorbereitung).

Lovett, J., & Kelly, L. (2009). Different systems – similar outcomes? Tracking attrition in reported rape cases 
across Europe. Online abrufbar: http://www.cwasu.org/publication_display.asp?pageid=PAPERS&type=1&page
key=44&year=2009.

Müller, U., & Schröttle, M. (2004). Lebenssituation, Sicherheit und Gesundheit von Frauen in Deutschland. Eine 
repräsentative Untersuchung zu Gewalt gegen Frauen in Deutschland. Online abrufbar: http://www.bmfsfj.de/
RedaktionBMFSFJ/Broschuerenstelle/Pdf-Anlagen/Lebenssituation-Sicherheit-und-Gesundheit-von-Frauen-in-
Deutschland,property=pdf,bereich=bmfsfj,sprache=de,rwb=true.pdf 

Temkin, J., & Krahé, B. (2008). Sexual assault and the justice gap: A question of attitude. Oxford: Hart.

Beispiel einer Fallbeschreibung:

Jeden Dienstagabend ging Lisa ins Fitnessstudio. Gelegentlich traf sie dabei auch Martin, einen 
Sportstudenten, der dort regelmäßig Kurse veranstaltete. Lisa und Martin hatten sich öfter mal 
unterhalten und Martin hatte ihr auch schon wertvolle Tipps für ihr Workout an den Geräten 
gegeben. An einem Abend führte Martin gerade einige Neueinsteiger durch das Studio und 
zeigte ihnen die Geräte, so dass Lisa und Martin keine Gelegenheit hatten, wie sonst üblich 
ein paar Worte zu wechseln. Nachdem Lisa ihr Programm absolviert hatte, war sie ziemlich 

müde und wollte gleich nach Hause gehen. Sie stellte sich an die Haltestelle in der Nähe des 
Fitnessstudios und wartete auf den nächsten Bus. Da fuhr Martin mit seinem Auto vorbei. Er 
stoppte kurz und bot ihr an, sie nach Hause zu fahren, was sie dankend annahm. Als sie vor 
ihrer Haustür ankamen, fragte Martin, ob Lisa ihn nicht noch auf einen Kaffee einladen wolle. 
Lisa erklärte ihm, dass sie sehr müde sei, bedankte sich für die Heimfahrt und verabschiedete 
sich bis zum nächsten Dienstag. Sie wollte gerade aussteigen, als Martin sich über sie beugte 
und die Autotür wieder schloss. Sie forderte ihn auf, die Tür sofort zu öffnen, aber Martin lachte 
nur und versuchte, ihr die Kleider auszuziehen. Lisa wehrte sich heftig dagegen, trotzdem vol-
lzog Martin mit ihr den Geschlechtsverkehr. Einen Monat später zeigte Lisa Martin deswegen 
bei der Polizei an. Martin streitet ab, Lisa gezwungen zu haben und behauptet, sie habe dem 
Geschlechtsverkehr zugestimmt. Er sagt der Polizei, er wisse, dass Lisa schon mit mindestens 
drei anderen Trainern aus dem Fitnessstudio geschlafen habe und er deshalb keinen Grund 
gehabt hätte, daran zu zweifeln, dass sie es auch mit ihm tun würde.
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Anforderungen im Strafverfahren und 
sexuell traumatische Erlebnisse, ist das 
vereinbar? – Abstract

Dr. Ursula Gasch, Kriminalpsychologin
Privates Institut für Kriminalpsychologie, Tübingen

Für jedes Opfer bedeutet ein Sexualdelikt eine massive Verletzung seiner körperlichen und 
psychischen Integrität – und nicht selten Auseinandersetzung mit Polizei und Justiz. Dabei 
tragen nicht zuletzt aktuelle Erkenntnisse der Psychotraumatologie und deren Verknüpfung mit 
kriminalistischen und juristischen Fragestellungen mittlerweile dazu bei, der besonderen Situa-
tion der Opfer von Sexualstraftaten - beispielsweise bei Vernehmungen - Rechnung zu tragen 
und Fehlinterpretationen zu vermeiden. Auf der anderen Seite birgt die Konfrontation mit den 
Ermittlungsbehörden und Gerichten aber nach wie vor das Risiko einer Sekundärviktimisier-
ung. „Sekundäre Viktimisierung“ umschreibt Reaktionen, aus denen zusätzliche Schädigungen 
des Opfers sowie eine Festschreibung der Opferrolle resultieren. Leider existieren für den 
deutschen Raum kaum brauchbare Untersuchungen zum Problem der Sekundärtraumatisier-
ung durch formelle Kontrollinstanzen. Vorhandene Studien beziehen sich größtenteils auf den 
anglo-amerikanischen Sprachraum. Das angloamerikanische Strafprozessrecht unterscheidet 
sich aber derart vom deutschen Strafprozessrecht, dass die Ergebnisse nur bedingt übertragbar 
sind.
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Obwohl das Thema „Sexuelle Gewalt und sexueller Missbrauch in Institutionen“ in den letz-
ten beiden Jahren verstärkt in den Medien vertreten war, gibt es in Bezug auf den häuslichen 
Bereich immer noch Aufklärungsbedarf. Gerade in diesen vermeintlich schützenden Bezie-
hungen finden die meisten sexuell motivierten Straftaten statt. Damit unterliegt dieses Thema 
nach wie vor einer großen Tabuisierung.

Die hohe Zahl der Anmeldungen zur Fachtagung hat verdeutlicht, dass die damit befassten 
Professionen ein großes Interesse an Fortbildung haben. Gerade in diesem Themenfeld sind 
Kenntnisse der Vorgehensweise der jeweils anderen beteiligten Professionen sowie eine gute 
Vernetzung für eine gelungene Begleitung der Opfer von sexueller Gewalt vonnöten. Jede 
Profession hat hier ihre Rolle mit einer großen Sensibilität auszuüben. 

Die Polizei in Baden-Württemberg vermittelt den mit solchen Fällen befassten BeamtInnen in 
ihren Aus- und Weiterbildungen, dass  jeder AnzeigeerstatterIn objektiv, offen und verstän-
dnisvoll entgegen zu treten ist und unmissverständlich signalisiert werden soll, dass man die 
Angaben für glaubhaft hält. Die Komplexität der Fälle ist nicht zu unterschätzen, weswegen 
sollten die Ermittlungen zügig durchgeführt werden sollten, selbstverständlich unter Beachtung 
des Rechts der Beschuldigten auf objektive Ermittlungen.

Für die Justiz geht es einerseits darum, in einem Gerichtsverfahren möglichst sachliche Kriterien 
zu finden, damit eine Strafverfolgung und eventuelle Verurteilung möglich sind. Hierfür gilt, 
die zu Gunsten der Beschuldigten sprechende Unschuldsvermutung zu überwinden. Ander-
erseits kann die Justiz durch Transparenz über den Ablauf des Verfahrens, Respekt gegenüber 
der Person und Wissen um die rechtlichen Möglichkeiten zur Minimierung der Anzahl der 
Vernehmungen, den Opfern sexueller Gewalt ein Strafverfahren erträglicher machen. 

In den Beratungsstellen ist die Zahl der Beratungen nach den in den Medien geführten Diskus-
sionen über sexuellen Missbrauch in Institutionen spürbar angestiegen. Gerade die Zahlen für 
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die Beratung von männlichen Missbrauchsopfern zeigen, dass eine wesentlich höhere  Nach-
frage zu verzeichnen ist. Es wurde auch berichtet, dass unabhängig von Geschlecht und Alter 
der von sexuellem Missbrauch betroffenen Opfer die Frage nach der eigenen Mitschuld immer 
mitschwingt. Dies gilt es als gesellschaftliche Herausforderung zu betrachten. 

Der gesellschaftliche Mythos, was z. B. eine „echte“ Vergewaltigung ist, kann nämlich sehr 
stark die Entscheidungen, die im Verlaufe einer Vernehmung, einer Anklage und eines Proz-
esses getroffen werden, beeinflussen. Es war auf jeden Fall sehr eindrücklich in der wissen-
schaftlichen Studie dargestellt, wie stark diese wirken. Diese unangenehme Mitteilung müssen 
wir akzeptieren und damit unsere Einstellungen stetig überprüfen. Diese Selbstreflexion ist 
gerade für all diejenigen Professionen von hoher Bedeutung, die mit Tätern und Opfern sex-
ueller Gewalt im beruflichen Kontext in Beziehung stehen.

Die Vernetzung und Offenheit gegenüber anderen Professionen, der lebendige Austausch 
darüber, wie Opfer sexueller Gewalt zu begleiten sind, welche Hemmnisse die Gerichtsver-
fahren bieten, wo bei akuten Krisen geeignete Hilfe für das Opfer zu finden ist, dies betonte 
auch der Vortrag aus der rechtsanwaltlichen Sicht. Die Falldarstellung führt auch hier noch-
mals vor Augen, welche Schwierigkeiten auftreten können und in wieweit sie nur abgemildert 
oder bestenfalls umgangen werden können.  

Die Schwierigkeiten, die Opfern von sexueller Gewalt begegnen, sind auch europaweit in 
unterschiedlichen Ausprägungen vorhanden. Die Studie, die die Vorgehensweise bei Sexu-
aldelikten in einigen europäischen Staaten beleuchtete, zeigt einmal mehr, dass die unter-
schiedlichen Rechtssysteme, die unterschiedlichen Definitionen von sexueller Gewalt und die 
unterschiedliche Verankerung von Vergewaltigungsmythen einen Einfluss auf das Anzeigever-
halten der Opfer, die Strafverfolgung sowie die Verurteilungsraten haben. Direkte Vergleiche 
sind zwar schwierig, aber sie lassen doch allgemeine Tendenzen erkennen.

Schlussendlich kann festgestellt werden, dass für die Täter sexueller Straftaten im sozialen 
Nahraum und die Opfer von häuslicher, sexueller Gewalt in gleichem Maße wichtig ist, dass 
die Personen, die mit diesen Straftaten im professionellen Kontext befasst sind, sich ihrer „Ge-
fährdung“ bezüglich der Vergewaltigungsmythen bewusst sein müssen und um die jeweiligen 
psychischen Mechanismen wissen sollten, die hierbei wirken.

Tätern muss klar und deutlich signalisiert werden, dass diese Vergehen gesellschaftlich als 
norm- und menschenrechtsverletzend betrachtet werden. Opfern sollte Transparenz, Respekt 
und psychosoziale Begleitung ermöglicht werden, damit eine Anzeige und später das gerichtli-
che Verfahren in dem für sie erträglichen Maße durchgeführt werden können. 

Dies kann umso besser geschehen, wenn die im Themenfeld arbeitenden Professionen sich 

untereinander austauschen, kollegial auf einer Ebene begegnen und gemeinsames Ziel die 
Ächtung sexueller Gewalt im sozialen Nahraum ist. Die Institutionen, die im Freiburger Inter-
ventionsprojekt gegen häusliche Gewalt zusammenarbeiten, werden die Fachtagung als weit-
eren Ansporn für die Fortführung der bisher verbindlichen Arbeit betrachten.      
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